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Geichseiſenbahn. 


Der verabschiedete Reichsfinanzminiſter 
Erzberger hat in den Schlußworten, die er in 
ſeinem Prozeß gegen den früheren Staats⸗ 
ſekretär Helfferich führte, all die Verdienſte 
ſelbſt zuſammengeſtellt, die er glaubte, um 
das deutſche Reich zu haben. In wärmeren 
Farben noch, als er es tun konnte, iſt er als 
ein Retter des deutſchen Finanz- und Wirt- 
ſchaftslebens von ſeinem Rechtsvertreter ge⸗ 
feiert worden. Dieſer Fackelzug zu ſeinem 
Ruhm beleuchtete nun insbeſondere auch ſeine 
Verdienſte um die Schaffung eines Reichs⸗ 
eiſenbahn⸗Syſtems. Es wurde ihm zu be⸗ 
ſonderem Ruhm angerechnet, daß er ſowohl 
das unitariſche Syſtem der Reichsfinanzen als 
auch beſonders ein unitariſches Eiſenbahn⸗ 
ſyſtem, was niemand vorher in Jahrzehnten 
zuſammenzubringen vermochte, in kurzer Zeit 
geſchaffen habe. Im Plutus iſt die Erz⸗ 
bergerſche Finanzpolitik ſchon zu Zeiten kri⸗ 
tiſiert worden, als der Finanzminiſter noch 
ein mächtiger Mann im Reiche war. Es wäre 
jetzt keine Veranlaſſung, ſolche Kritik zu wie⸗ 
derholen, wenn nicht ſchon in den allernächſten 
Tagen die deutſche Nationalverſammlung ſich 
mit den Verträgen beſchäftigen müßte, die 
zwiſchen dem deutſchen Reich und den ſoge⸗ 
nannten „Eiſenbahnſtaaten“ abgeſchloſſen 
worden ſind. Dieſe Verträge, deren Zu⸗ 
ſtandekommen in der Tat weſentlich auf die 
Mitwirkung des Reichsfinanzminiſters Erz- 
berger zurückzuführen ſind, zeigen genau den 
gleichen Dilettantismus wie ſeine „Reichs⸗ 
finanzreform“. Um den Ruhm für ſich zu 
ernten, Dinge zuſtande gebracht zu haben, an 
denen der Witz anderer deutſcher Staats⸗ 
männer zuſchanden geworden iſt, hat er ſich 
nicht geſcheut, Zugeſtändniſſe zu machen, die 
eben niemals ein anderer als er hätte machen 
können, weil ein Mann von ähnlichem Dilet⸗ 
tantismus eben bisher noch niemals an der 
Spitze des deutſchen Finanzweſens geſtanden 


hat. Die ganze Steuermacherei Erzbergers 
iſt höchſt gefährlich geweſen. Denn ſie hat 
dazu beigetragen, einen wirklichen wirtſchaft⸗ 
lichen und finanziellen Neuaufbau in Deutſch⸗ 
land zu verhindern. Sie hat, um blendende 
Schaufenſter⸗Dekorationen zu ſchaffen, die Er⸗ 
ſchließung wichtiger neuer Steuerquellen ver⸗ 
abſäumt und allen unehrlichen Elementen un⸗ 
geahnte Möglichkeiten zur Verſchiebung des 
Vorhandenen ermöglicht. Das ſind Schä⸗ 
den, die ſchwer gutgemacht werden können. 
Aber immerhin, die Inſtitutionen, die dieſe 
Schäden ſchufen, werden nicht verewigt wer- 
den. Ob die Mehrzohl der neuen Steuern 
überhaupt zur Erhebung gelangt, iſt ebenſo 
zweifelhaft, wie die Tatſache gewiß iſt, daß 
im Fall der Inkraftſetzung der Geſetze, die 
Erträgniſſe in ihrer Geſamtheit weit hinter 
allen hoffnungsvollen Voranſchlägen zurück⸗ 
bleiben werden. Aber die Reichseiſenbahnen 
werden bleiben. Die Uebernahme der bisher 
den einzelnen deutſchen Staaten gehörigen 
Bahnen auf das Reich wird auch ſicher ausge⸗ 
führt werden. Denn es ſind dazu keine nach 
außenhin zur Schau tretenden Aktionen not⸗ 
wendig, keine Anleihe⸗Emiſſionen, keine be⸗ 
ſonderen Steuer⸗Ausſchreibungen, bloß eine 
Verrechnung zwiſchen dem Reich und den ein⸗ 
zelnen Ländern. Sobald der Staatsvertrag 
genehmigt iſt, können als einziges Requiſit 
der Ausführung die Umſchreibungen in den 
Büchern beginnen. Mit wenigen Feder⸗ 
ſtrichen wird ſo ein Werk zuſtande gebracht 
ſein, das dem Reich zum Verhängnis werden, 
den Reichseiſenbahngedanken dauernd dis⸗ 
kreditieren und der Produktivität der deut⸗ 
Volkswirtſchaft den ſchwerſten Schaden zu⸗ 
fügen wird. Deshalb iſt es notwendig, noch 
kurz vor Toresſchluß, bevor die National- 
verſammlung wieder zuſammentritt, die 
Sonde ſchärfſter Kritik an den eigenartigen 
Plan zu legen. 


Die Eiſenbahnhoheit der einzelnen deut⸗ 
ſchen Bundesſtaaten iſt von jeher eine der 
ſtärkſten Stützen der föderaliſtiſchen Grund⸗ 
idee des Bismarckſchen Reiches geweſen. Sie 
widerſprach von Anfang an der einheitlichen 
Pflege der Wirtſchaftspolitik durch die Reichs⸗ 
gewalt. Sie gab den einzelſtaatlichen Finanz⸗ 
miniſtern die Möglichkeit durch eine Tarif- 
politik, die ohne Mitwirkung des Parlamentes 
geſchah, jede Wirtſchaftspolitik der Reihs- 
regierung zu konterkarrieren. Schon die Ein⸗ 
ſicht in dieſe bedenkliche Störung der Reichs 
einheit war geeignet den Gedanken an eine 
Uebertragung der Eiſenbahnen auf das Reich 
zu fördern. Aber der eifrigſte Verfechter des 
Reichseiſenbahngedankens, der als Fachmann 
weithin bekannte Wirkl. Geh. Rat Dr. Her⸗ 
mann Kirchhoff hat ſeinen langwierigen Kampf 
für die Reichseiſenbahn weſentlich darauf ge⸗ 
ſtützt, daß durch die Zuſammenfaſſung der 
beſtehenden Eiſenbahnvielheiten zu einer Ein⸗ 
heit ein rationellerer Betrieb, eine beſſere 
Ausnutzung und vor allem eine Ausſchaltung 
all jener Reibungen zu erzielen ſein würde, 
die das Gegen⸗ und Durcheinanderarbeiten 
der verſchiedenen fiskaliſchen Stellen natur⸗ 
notwendig hervorrufen mußte. Um den grei⸗ 
ſen Kämpfer, der Vereinheitlichung des deut⸗ 
ſchen Eiſenbahnweſens, blieb es lange ſehr 
einſam, denn im Reich gab es ja eigentlich 
keinen Fachmann, der den Ehrgeiz gehabt 
hätte, die Regie der Bahnen an ſich zu ziehen. 
Die Fachleute ſaßen in den Einzelſtaaten und 
waren natürlich nicht geneigt ihre Selbſtändig⸗ 
keit aufzugeben. Vor allem aber dachten die 
einzelſtaatlichen Finanzminiſter und die Land⸗ 
tage nicht die glänzende Einnahmequelle 
fahren zu laſſen, die teilweiſe das Rückgrat 
der Etats ihrer Länder darſtellte. 

Als nun mit der Revolution der deut⸗ 
ſche Einheitsgedanke eine Verſtärkung erfuhr 
und aus den mit allen Souveränitätsrechten 
ausgeſtattet geweſenen „Bundesſtaaten“ die 
„Länder“ des Reiches wurden, da war natür⸗ 
lich auch der Boden für eine tatkräftigere 
Vertretung des Reichseiſenbahngedankens ge⸗ 
geben. Gleichzeitig waren die Einſichtigen ſich 
darüber klar, daß der Neuaufbau deutſcher 
Wirtſchaft nur auf der Grundlage einer ver⸗ 
ſtärkten Produktivität deutſcher Arbeit und 
der planmäßigen Zuſammenfaſſung aller 
Wirtſchaftskräfte erfolgen könne. Es mehrten 
ſich plötzlich die Anhänger einer Reichseiſen⸗ 
bahnidee und Artikel 171 der neuen Reichs⸗ 
verfaſſung beſtimmte als ſpäteſten Termin 
für den Uebergang der deutſchen Staats⸗ 
eiſenbahnen auf das Reich den 1. April 1921. 
Der bei der Feſtlegung der Reichsverfaſſung 
vorherrſchende Gedanke war, daß die un⸗ 
geheure Laſt der Kriegsſchuld keine Sonder⸗ 
beſteuerung mehr geſtatten könne, vielmehr 


die Veranlagung der Geſamtſteuer innerhalb 
Deutſchlands dem Reiche überlaſſen müſſe, 
deſſen Koſtgänger mehr oder weniger die ein⸗ 
zelnen Länder werden ſollten. Unter dieſen 
Umſtänden war ſowohl unter ſtaatswirtſchaft⸗ 
lichen als ſtaatsfinanziellen Geſichtspunkten 
die Ueberführung des Eiſenbahnbeſitzes auf 
das Reich beinahe ſelbſtverſtändlich geworden. 
Die Durchſetzung dieſer Idee war weſentlich 
dadurch erleichtert, daß die finanziellen Er⸗ 
trägniſſe der Eiſenbahnen durch die Revo⸗ 
lution weſentlich verändert worden waren. 
Die Ablieferungen von Lokomotiven und 
Wagen aus den Verpflichtungen des Friedens⸗ 
vertrages verringerten das Material. Die 
ſinkende Arbeitsluſt, die verminderte Zufuhr⸗ 
möglichkeit von Kohlen und Rohſtoffen er- 
ſchwerten die Ergänzung und ſogar not⸗ 
wendige Reparaturen. Die Einſchränkung des 
geſamten Wirtſchaftsverkehrs verminderte 
ohnehin die Frachten. Schon dadurch allein 
wurde der Betriebskolfizient ungünſtig beein⸗ 
flußt. Aber nun kam dazu noch die ſprung⸗ 
weiſe Erhöhung der Löhne durch Revolutions⸗ 
forderungen und Geldentwertung. Kurzum, 
aus den ſtolzen Erträgen der Eiſenbahnen, 
die in Preußen z. B. zur Erzielung ſtatt⸗ 
licher Ueberſchüſſe und zu einem manchmal 
recht intereſſanten Verſteckſpielen im Etat ge⸗ 
führt hatte, wurden allmählich recht anſehn⸗ 
liche Fehlbeträge. Infolgedeſſen wurden die 
einzelſtaatlichen Eiſenbahnverwaltungen bald 
geneigt, ſchon vor dem verfaſſungsmäßig feſt⸗ 
gelegten Termin die Eiſenbahnen an das 
Reich abzugeben. In dem vorgeſehenen Ver⸗ 
trag des Reiches mit den Ländern Preußen, 
Bahern, Sachſen, Württemberg, Baden, 
Heſſen, Mecklenburg und Oldenburg wird 
denn auch bereits der 1. April 1920 als Ueber⸗ 
nahmetermin beſtimmt. Die Staaten machten 
mit Recht geltend, daß nach den neuen Ge⸗ 
ſetzen und nach der Verfaſſung bereits zu 
dieſem Termin die alleinige Finanzhoheit 
aufs Reich übergegangen ſei und ſie damit 
der Möglichkeit der Deckung des Defizits be⸗ 
raubt wären. Aber ſchon aus der ganzen 
Beweisführung der Länder ging hervor, daß 
jte die Abbürdung der Eiſenbahnlaſten auf 
das Reich als eine Erleichterung ihrer Lage 
empfinden würden. Wenn mithin der Mini⸗ 
ſter Erzberger ſo laut die Uebernahme der 
Eiſenbahnen auf das Reich als eine ſeiner 
Großtaten gefeiert hat, ſo charakteriſiert ſich 
die Schwierigkeit ſeines Unternehmens da⸗ 
durch von ſelbſt, daß die Bundesſtaaten in⸗ 
folge der völlig veränderten Situation als 
Bittende auftraten, und das Reich ihnen eine 
Wohltat erwies, wenn es die Garantie für 
Verzinſung und Tilgung ihrer Eiſenbahn⸗ 
ſchulden übernahm. Aber mit ähnlichem Gr- 
folg wie in Spaa mit der Entente verhandelte 
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Herr Erzberger auch mit den Eiſenbahnſtaaten 
gegen das Intereſſe des Reiches. Es foll 
jetzt den Eiſenbahnſtaaten eine Abfindung in 
Geld gewährt werden, die je nach Wahl nach 
dem Buchwert des Anlagekapitals oder nach 
dem Ertragswert berechnet werden follte. Es 
wurde endlich zur Wahl das aritmethiſche 
Mittel aus Buch- und Ertragswert der Jahre 
1909 bis 1913 (den Jahren der höchſten 
Proſperität in Deutſchland) geſtellt. Für die 
Berechnung der Abfindungswerte wurden 
beſondere Methoden feſtgelegt, durch die man 
zu weit höheren Beträgen als bei der ſonſt 
üblichen Methode kam. Das Reich würde jetzt 
zwiſchen 40 und 43 Milliarden an Abfindung 
zu zahlen haben. Die Eiſenbahnſtaaten er⸗ 
halten dadurch nicht bloß ihre Eiſenbahn⸗ 
ſchulden, ſondern ihre geſamten fundierten 
und unfundierten Schulden vergütet und be⸗ 
kommen darüber hinaus noch erhebliche Be⸗ 
träge vom Reich, die ſie dem Reiche ſtunden 
und von ihm verzinſt erhalten. Um das gute 
Geſchäft, das die Staaten dabei machen, recht 
deutlich zu zeigen, möchte ich daran erinnern, 
daß das fortgeſchriebene Anlagekapital der 
deutſchen Staatsbahnen rund 20 Milliarden 
beträgt, wovon auf Preußen allein rund 
15 Milliarden entfallen. Ihre geſamte Eiſen⸗ 
bahnſchuld beläuft ſich auf 15 Milliarden, 
wofür 700 Millionen Zinſen aufgebracht wer⸗ 
den müſſen. Dabei muß man aber noch 
berückſichtigen, daß in Zukunft Defizits zu 
erwarten ſind, und daß gegen die Bezahlung 
des Geſamtwertes der Neuanſchaffungen ein 
ramponierter Beſtand erworben wird, der 
zum Teil noch durch die Abtretung von Ge- 
bietsteilen vermindert wird. 

Mit dieſem Apparat ſoll das Reich rund 
zwei Milliarden allein für den Zinſendienſt 
der Neuerwerbung herauswirtſchaften. Wie 
das zu bewerkſtelligen iſt, und wie man eine 
ſolche Laſt dem ohnehin ſchon in ſchwerer 
Verlegenheit befindlichen Reiche noch aufbür⸗ 
den konnte, bleibt das Geheimnis des Herrn 
Erzberger. Aber ich halte es bis zum Beweiſe 
des Gegenteils für ausgeſchloſſen, daß die 
deutſche Nationalverſammlung einem ſolchen 
Vertrag die Zuſtimmung gibt. Dabei iſt es 
natürlich ganz gleichgültig, ob die Länder auf 
dieſe Weiſe ein beſonders gutes Geſchäft 
machen. Das könnte man ihnen gönnen. Aber 
es muß doch zunächſt einmal überlegt werden, 
wie der Zwang zum Herauswirtſchaften einer 
ſolchen Summe auf den Eiſenbahnbetrieb und 
ſeine Ausſtrahlung auf die geſamte Wirtſchaft 
wirkt. Entweder werden in Zukunft rein fis⸗ 
kaliſche Geſichtspunkte maßgebend ſein. Dann 


wird eine Deckung des Eiſenbahnetats nur 
durch Tarife von ſchwindelhafter Höhe er⸗ 
möglicht bleiben. Eine Tarifermäßigung 
würde hier nur durch einen beſonders ratio⸗ 
nellen Betrieb durchzuſetzen ſein. Aber wie 
ſoll man im Augenblick rationell betreiben, 
wo ſchon die hohen Tarife der Staatsbahn 
augenblicklich noch ſtattliche Defizite laſſen 
und wo an eine Umorganiſation des Beamten⸗ 
und Arbeiterſtabes gar nicht zu denken iſt. 
Vor allem jedoch iſt der Rationaliſierung des 
Betriebs dadurch erhebliche Schwierigkeit be⸗ 
reitet, daß die eigenartige Verfaſſung, die das 
Eiſenbahnweſen nach dem Vertrag haben ſoll, 
den einzelnen Ländern nach wie vor in mehr 
oder minder verſchleierter Form die Ein⸗ 
miſchung und Störung des einheitlichen Be⸗ 
triebes geſtattet. Der zweite Weg neuer deut⸗ 
ſcher Eiſenbahnwirtſchaft würde darin be⸗ 
ſtehen, von den früher beliebten rein fiskali⸗ 
ſchen Geſichtspunkten abzuſehen und die Eiſen⸗ 
bahn als das zu betrachten, was ſie eigent⸗ 
lich ſein muß, als Dienerin des Verkehrs zur 
Hebung der Geſamtproduktivität der Wirt⸗ 
ſchaft beizutragen. Das würde einen Verzicht 
auf Eiſenbahneinnahmen bedeuten, um durch 
andere Quellen dem Staatsſäckel vermehrte 
Steuereinnahmen zuzuführen. Aber da wirkt 
natürlich die große Vorbelaſtung durch die 
enorme Schuldübernahme ſeitens des Reiches 
hemmend, ja verheerend. Das aber bedeutet 
nicht bloß die Sabotage der ganzen Reichs⸗ 
eiſenbahnidee, ſondern vor allem auch eines 
neuen großzügigen Wirtſchaftsbaues und die 
Verhinderung der Eingliederung der Eiſen⸗ 
bahnwirtſchaft in den organiſchen Neuaufbau 
des geſamten deutſchen Wirtſchaftens. Was 
Erzberger hier geſchaffen hat, bedeutet den 
Gipfel ſeiner finanzminiſterlichen Leichtfertig⸗ 
keit. Es beſteht keinerlei Eile die Ab⸗ 
rechnung mit den Eiſenbahnſtaaten ſo ſchnell 
zu Ende zu führen. Die Betriebsübernahme 
auf das Reich kann ſofort erfolgen. Die Bürg⸗ 
ſchaften für die Eiſenbahnſchulden können ſo⸗ 
fort übernommen werden. Darüber hinaus 
können auch noch die Zinsverpflichtungen aus 
den übrigen fundierten Schulden der Staaten 
zur Not geleiſtet werden. Aber die end⸗ 
gültige Abrechnung, und deren, vertragliche 
Formulierung bedarf ſorgfältigſter Nach⸗ 
prüfung. Sie darf auch gar nicht allein durch 
das Parlament geſchehen, ſondern gerade die 
Neuorganiſation des deutſchen Eiſenbahn⸗ 
weſens kann nur mit Zuſtimmung des Reichs⸗ 
wirtſchaftsrates erfolgen, der zu dieſem Zweck 
allein ſchon ſchleunigſt einberufen werden 
müßte. 1 
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Schiedsgerichte. 


Von 


Regierungs- und Baurat a. D. Alfred Morgenſtern⸗ 
Berlin. 


Im Vordergrunde des allgemeinen Intereſſes, 
welches der Prozeß Erzberger-Helfferich in der Deffent- 
lichkeit entfeſſelte, ſtand einige Tage das Verhältnis 
Erzbergers als Schiedsrichter zu einer Tiefbaufirma. 
Seitens des Staatsminiſters a. D. Helfferich war 
ihm zum Vorwurf gemacht worden, daß er das 
Amt eines Schiedsrichters für die Firma auf ſich 
genommen hätte, und ihm gleichzeitig die Stelle 
eines Aufſichtsratsmitgliedes angetragen ſei, die er 
auch unmittelbar nach Fällung des Schiedsſpruches 
angenommen hätte. Der Vorwurf iſt mit vollem 
Recht erhoben worden, da nach den allgemeinen Ver⸗ 
tragsbedingungen für Staatsbauten die Parteien 
nur ſolche Perſonen zu Schiedsrichtern ernennen 
dürfen, die an dem Ausgang der Sache unbeteiligt 
ſind, und von denen eine unbefangene Würdigung 
der Angelegenheit zu erwarten iſt. Eine unbefangene 
Würdigung der den Streitfall tragenden Verhältniſſe 
iſt aber naturgemäß bei einem Schiedsrichter aus⸗ 
geſchloſſen, wenn ihm die Ausſicht auf eine Auf⸗ 
ſichtsratsſtelle winkt, deren Einkünfte nicht ganz 
unabhängig vom Ausfall des Schiedsſpruchs ſind. 
Die im Prozeß Erzberger feſtgeſtellten Tatſachen 
ſind höchſt bedauerlich und bei Wiederholungen ge» 
eignet, den Ruf der Schiedsgerichte in der Oeffent⸗ 
lichkeit herabzuſetzen. Aus den Verhandlungen haben 
win des weiteren erfahren, daß es fih nicht um 
einen Schiedsgerichtsprozeß handelte, ſondern daß 
im Verlaufe der Arbeiten für Erweiterung des 
Kaiſer⸗Wilhelm⸗Kanals Dutzende von Schieds- 
gerichten verſchiedener Firmen gegen die Bauleitung 
des Kanals angerufen worden ſind, deren Ent⸗ 
ſcheidungen teils für teils gegen die Verwaltung 
ausgefallen ſind, bei denen allen aber es ſich um 
ſehr erhebliche Streitwerte handelte. 

Dieſe unerfreuliche Erſcheinung könnte zu dem 
Schluß führen, daß die beſonderen Verhältniſſe bei 
dieſer bedeutenden Bauausführung die Streitigkeiten 
verurſacht haben, wenn nicht auch bei anderen ſtaat⸗ 
lichen Bauausführungen, die ſich über den Durch⸗ 
ſchnitt des Gewöhnlichen erhoben, ähnliche Er⸗ 
ſcheinungen zu beobachten wären. Demgegenüber 
iſt feſtzuſtellen, daß bedeutende Bauaufträge, welche 
die Privatinduſtrie vergibt, im allgemeinen 
ohne Streit ſeitens der gleichen Unternehmer 
durchgeführt werden. Dieſe Tatſache iſt auf die 
verſchiedenartige Denkweiſe der Vertreter der 
Staatsbauverwaltung und des Unternehmertums zu⸗ 
rückzuführen. Die Urſachen zum Streit ſind latent 
bei jeder bedeutenden Bauausführung zahllos vor⸗ 
handen, ob der Bauherr der Staat oder der In⸗ 
duſtrielle. Sieht ſich di dem Unternehmer gegen⸗ 
über, der Blut von (Mem Blute iſt, ſo werden 
beide Parteien, wenn ſie klug ſind, bei Streitigkeiten 
oft den Weg des Ausgleichs beiderſeitigen Vor⸗ 


teils zu finden trachten, während der Baubeamte 
trotz des beſten Willens, ſein Werk zu fördern, 
in erſter Linie ſeine gute Erziehung als Beamter 
zu beweiſen ſtrebt, indem er ſich hinter den Stachel⸗ 
draht ſeiner Dienſtanweiſung und der Vertrags- 
bedingungen verſchanzt. Es wird daher in jedem 
einzelnen Fall einer ſtaatlichen Bauausführung der 
Ausbruch eines Streites davon abhängen, ob die 
Vertrags bedingungen ſeitens des 
Unternehmers durchführbar ſind oder 
nicht. Da keine Bauausführung der anderen gleicht, 
muß für jede ein beſonderer Vertragsentwurf auf⸗ 
geſtellt werden, zu dem ſorgfältige Vorarbeiten 
zu machen find. Sit hierzu keine Zeit vorhanden, 
ſo ſind Entwurf, Maſſenverzeichnis und Bedingungen 
fehlerhaft; an allen Ecken und Enden ſtellen ſich der 
Bauausführung Schwierigkeiten entgegen, die der 
Baubeamte ſachlich nicht aus dem Wege räumen kann 
und deren Folgen zu Zwiſtigkeiten mit dem Unter⸗ 
nehmer führen, deren Beilegung die ſtarren Be⸗ 
ſtimmungen der Vertragsbedingungen hindern. 

Als ein Schulbeiſpiel ſolcher auf ungenügende 
Vorarbeiten zurückzuführende Vertragsbedingungen 
führe ich hier die Vorbemerkungen zum Ver⸗ 
dingungsanſchlag des Ausbaues des dritten 
Gleiſes Bebra⸗Hönebach an, welche Arbeiten 
die Eſenbaihndirektion Erfurt 1913 zu vergeben hatte. 
Dort heißt es: 

„Die Verwaltung behält ſich vor, die Balls 
werke anſtatt in Bruchſteinmauerwerk ganz oder 
teilweiſe in Ziegelſteinmauerwerk oder in Stampf⸗ 
beton ausführen zu laſſen oder umgekehrt anſtatt 
in Ziegelſteinmauerwerk ganz oder teilweiſe in 
Bruchſteinmauerwerk oder in Stampfbeton, oder 
aber anſtatt in Stampfbeton ganz oder teilweiſe 
in Bruchſtein⸗ oder Ziegelſteinmauerwerk, falls 
für dieſe Arbeiten im Verdingungsanſchlag be⸗ 
ſondere Einheitspreiſe vorgeſehen find. Der Unter- 
nehmer hat daher vor Beginn der Ans» 
lieferung von Bauſtoffen durch Anfrage 
bei dem bauleitenden Beamten die Entſcheidung 
über die Art der Ausführung einzuholen. Aus 
den durch ſolche Aenderungen in den Mengen 
der einzelnen Poſten eintretenden Verſchiebungen 
er wäch ſt dem Unternehmer kein Redt 
auf Nachforderungen.“ — 

Der Grundſatz eines gewiſſenhaften Angebots 
iſt die Sicherung der Bezugsquellen und die Bor- 
bereitung von Lieferungsabſchlüſſen, welche unmittel⸗ 
bar nach der Zuſchlagserteilung getätigt werden 
müſſen. Wie ſollte dies hier dem Unternehmer 
möglich ſein! Dieſe Vorbemerkung iſt lediglich ein 
Produkt der Not und Verlegenheit des bauleitenden 
Beamten, dem es an Zeit mangelte, die Entwürfe 
der einzelnen Bauwerte vor der Ausſchreibung durch⸗ 
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zuarbeiten. Wenn mir auch die Verhältniſſe, unter 
denen dieſe Arbeit eingeleitet wurde, nicht bekannt 
ſind, ſo nehme ich an, daß, wie in häufigen gleich⸗ 
artigen Fällen, der Grund für die mangelhaften 
Vorarbeiten in der unzweckmäßigen Zeit der Haus⸗ 
haltsaufſtellung beruht. 


Im alten preußiſchen Staat wurde der Staats⸗ 
haushalt kurz vor Oſtern erledigt. Es begann dann 
bei den Bauverwaltungen eine fieberhafte Tätig- 
keit, um die Vorbereitungen für die Verdingungen 
ſo ſchnell wie möglich zu erledigen, um noch eine 
möglichſt große Zeitſpanne der günſtigen Jahres⸗ 
zeit für die Bauausführung zu gewinnen. Hierin 
lag die Quelle allen Uebels. Der Haushaltungsplan 
müßte dem Parlamente ſo zur Beratung geſtellt 
werden, daß ſchon im Herbſte die Verwaltungen 
in den Beſitz der Baubewilligungen für das künftige 
Jahr gelangen, damit ſie den Winter zu ſorgfältigen 
Vorbereitungen der Ausſchreibungen benutzen 
können. Mit einer derartigen Verwaltungsmaß⸗ 
nahme würde großer wirtſchaftlicher Nutzen geſchaffen 
werden und eine Quelle von Streitigkeiten ver⸗ 
ſtopft, wodurch die Leiſtungsfähigkeit der gewiſſen⸗ 
haften Unternehmerſchaft erheblich geſtärkt werden 
würde. Andererſeits wird aber durch gute Bors 
arbeiten und ſorgfältig ausgearbeitete Vertragsbe⸗ 
dingungen ſolchen leider recht zahlreichen Unter⸗ 
nehmern der Wind aus den Segeln genommen, die 
gerade aus den Mängeln des Entwurfs Vorteile 
für ſich herauszuſchlagen verſtehen. Gibt es doch 
Unternehmer, die grundſätzlich auf ſolche Ausſchrei⸗ 
bungen ernſte Angebote machen, deren unklare Be⸗ 
dingungen die erfolgreiche Durchführung eines 
Schiedsgerichts ſchon vor Beginn der Arbeiten vor- 
ausſehen laſſen! 


War das oben angeführte Beiſpiel ein Pro- 
dukt der Not, ſo ſind in den letzten Jahren be⸗ 
fonder8 von ſüddeutſchen Verwaltungen Vertrags- 
bedingungen aufgeſtellt worden, die in moraliſcher 
wie techniſcher Beziehung die ſchärfſte Verurteilung 
herausfordern. 


Die Walchenſeekraftanlage war jahre⸗ 
lang Gegenſtand der Bearbeitung der Bayeriſchen 
Staatsbauverwaltung, und es müßte daher erwartet 
werden, daß die Bauleitung keinen Zweifel in die 
Tüchtigkeit und Wirkſamkeit ihres eigenen Werkes 
ſetzen würde. Die beteiligten Kreiſe waren daher 
äußerſt überraſcht, als bei der Vergebung der Baus 
ausführung die allgemeinen Bedingungen für die 
Ausführung des ſtaatlichen Walchen ſeewerkes Laſten 
für den Unternehmer enthielten, wie ſelten dieſen 
zugemutet worden ſind. Es heißt dort: 

„Dem Unternehmer ſtehen die ſtaatlichen 
Unterſuchungsergebniſſe über Waſſermengen, 
geologiſche Verhältniſſe, örtlich zu beſchaffende 
Baumaterialien für die verſchiedenen Bau⸗ 
arbeiten zur Verfügung. — — — Für die vor⸗ 
genannten Unterlagen übernimmt das Königliche 
Staatsärar keine wie immer geartete Verbind⸗ 
lichkeit, es iſt vielmehr Sache des Unternehmers, 


ſich ſeinerſeits zuverläſſige Aufſchlüſſe ſoweit als 
nötig zu beſchaffen. 

Der Unternehmer hat die ihm übergebenen 
Vertragsbeilagen zu prüfen und etwaige Fehler 
vor Abſchluß des Vertrages richtigzuſtellen. 
Nachträgliche Einſprüche wegen vor⸗ 
handener Fehler in den Vertrags- 
beilagen find ausgeſchloſſen. Im 
Falle, daß nach den Vertragsbeilagen irgend⸗ 
welche Konſtruktionen uſw. keine genügende Sicher- 
heit oder Dauerhaftigkeit der Anlage gewähr⸗ 
leiſten oder zu ſonſtigen Bedenken Anlaß geben, 
hat der Unternehmer eine entſprechende Ergän⸗ 
zung oder Aenderung der betreffenden Pläne, 
Koſtenanſchläge vor Abſchluß, des Vertrages ſchrift⸗ 
lich zu beantragen, widrigenfalls er jedes ſpätere 
Einſpruchsrecht gegen die Angaben und Vor⸗ 
ſchriften der Vertragsb eilagen verliert.“ 

Dem Unternehmer wird hier Unmögliches zu⸗ 
gemutet. Er hat in wenigen Wochen, die ihm hier⸗ 
zu befriſtet werden, die techniſche Prüfung der Einzel⸗ 
heiten eines Entwurfs zu bewältigen, an dem tüch⸗ 
tige Ingenieure viele Jahre gearbeitet haben. 

Aber ſelbſt dieſe Belaſtung dem Unternehmer 
aufzubürden genügt der Bauleitung noch nicht, ſie 
wäl zt auch die Garantie für die Wirk⸗ 
ſamkeit der Geſamtanlage kauf die ſchwachen 
Schultern des Unternehmers, indem ſie weiter vor⸗ 
ſchreibt: 

„Die übernommene Garantie iſt in der Weiſe 
zu erfüllen, daß der Unternehmer auf ſeine Koſten 
alle Mängel, die ſich bei den einzelnen Teilen oder 
beim Zuſammenwirken der einzelnen Teile unter⸗ 
einander während der Garantie infolge un⸗ 
richtiger oder fehlerhafter Pläne und 
Berechnungen, infolge mangelhafter Erhebun⸗ 
gen bzw. infolge unſachgemäßer Konftruftion uſw. 
herausſtellen, verbeſſert oder durch neue erſetzt.“ 

Mit anderen Worten: Es ſoll hier dem Unter⸗ 
nehmer die Verantwortung für alle Fehler, welche 
den Entwurfsaufſtellern in jahrelanger Arbeit unter⸗ 
laufen ſind, übertragen werden! Man wird pera 
geblich die Laſtenhefte der Bauverwaltungen aller 
außerdeutſchen Kulturſtaaten durchforſchen, um auf 
eine derartige Bedingung zu ſtoßen! Auch erinnere 
ich mich nicht, bei uns früher Beſtimmungen ge- 
funden zu haben, die mit den angezogenen ver⸗ 
glichen werden können. Man ſollte daher glauben, 
daß ihr Verfaſſer in weltfremden Kreiſen zu ſuchen 
iſt, die unberührt von der Praxis und Erfahrung 
des Tiefbauweſens ſich gehalten haben. Dies iſt 
leider nicht der Fall; denn der Verfaſſer iſt der 
Mitbegründer des Deutſchen Muſeums, Herr Oskar 
v. Miller. 

Daß aus ſolchen Verträgen die Streitfälle wie 
Pilze nach dem Sommerregen emporſprießen wer⸗ 
den, iſt zu erwarten, da mehrere Unternehmerfirmen 
furchtlos dieſe Bedingungen angenommen haben. 

Dieſe Beiſpiele dürften genügen, um nachzu⸗ 
weiſen, daß tatſächlich auf Seiten der Bauverwal⸗ 
tung ſelbſt die Schuld an ſpäteren Streitfällen und 


den ſich hieraus ergebenden Schiedsgerichten zu 
ſuchen iſt. 

Die Entſcheidung über Streitfälle bei Bau⸗ 
ausführungen den ordentlichen Gerichten zu ent⸗ 
ziehen und einem eigens für den Fall zuſammen⸗ 
getretenen Schiedsgericht zu übertragen, ijt aus prak⸗ 
tiſchen Erwägungen Uebung geworden. Da es ſich 
in den meiſten Fällen um recht erhebliche Klage- 
ſummen handelt, werden die hohen Gerichtskoſten 
geſpart; ferner aber wird das Verfahren, das ſich 
nur in einer Inſtanz bewegt, bedeutend ſchneller 
erledigt, als es bei den ordentlichen Gerichten, ganz 
abgeſehen von dem Inſtanzenweg, möglich iſt. 

Bis zum Jahre 1912 wurden bei den meiſten 
deutſchen Verwaltungen keine das Verfahren ſelbſt 
einengende Vorſchriften erlaſſen. Beide in Streit 
geratende Parteien wählten einen Schiedsrichter. 
Beide Schiedsrichter bildeten das Schiedsgericht. 
Einigten dieſe ſich nicht über das Urteil, ſo wählten 
fig ſelbſt einen Obmann oder veranlaßten durch 
einen Gerichtspräſidenten die Ernennung eines 
ſolchen. Aufgabe des Schiedsgerichts war, in einem 
freien Verfahren durch unabhängige Sachverſtändige 
und erfahrene Männer ein Urteil finden zu laſſen, 
das allen durch die Sonderheit des Falles beding⸗ 
ten Umjtänden Rechnung trug, und dem Unternehmer 
eine feinen wirklichen Leiſtungen entſprechende Ent» 
ſchädigung zuzuſprechen. Die Koſten des Verfahrens, 
insbeſondere die Vergütung der Schiedsrichter, 
ſetzte das Gericht ſelbſt feft. Es war nur 
natürlich, daß urſprünglich faſt regelmäßig zu 
Schiedsrichtern erfahrene und unabhängige Tech⸗ 
niker gewählt wurden, die ſich der Achtung der 
Behörden und der Unternehmerſchaft in gleicher 
Weiſe erfreuten und am Ausgange der Sache un⸗ 
beteiligt waren. Bei der Häufung der Schieds⸗ 
gerichte bildete ſich aber allmählich auf Seiten der 
von der Unternehmerſchaft ernannten Richter ein 
Stand heraus. Schiedsrichter wurde Bes 
ruf und Erwerbszweig. Hierbei fuhren die 
Behörden ſchlecht, da ſie nach wie vor zu Schieds⸗ 
richtern meiſt Beamte einer anderen Behörde oder 
im Nuheſtand lebende ältere Herren mit Wahr- 
nehmung ihrer Intereſſen beauftragten, während die 
Unternehmer gewandte, mit allen Schlichen und 
Ränfen vertraute Perſönlichkeiten beriefen, welche 
meiſt in der Behandlung des Prozeſſes durch ihre 
Ueberlegenheit die Führung an ſich riſſen und eine 
dem Unternehmer oft über Gebühr günſtige Eut⸗ 
ſcheidung herbeiführten. 

Die Folge war ein außerordentliches Anwachſen 
der Schiedsgerichtsfälle, da die Unternehmer durch 
ſie oft Vorteile erringen konnten, auf welche ſie 
nach Fug und Recht keinen Anſpruch hatten. 

Um dieſem Uebelſtand entgegenzutreten, erließ 
im Jahre 1912 der Winiſter v. Breitenbach für 
Preußen und die Reichsbehörden eine Schiedsge⸗ 
richtsordnung, deren Kern die Beſtellung eines vom 
Präſidenten eines Landgerichts zu ernennenden Ob⸗ 
manns war, der das ganze Verfahren vorzubereiten 
und zu leiten hatte und nach beſtimmten Sätzen 
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Vergütung erhielt, während die von den 
Parteien ernannten Beiſitzer von 
dieſen nach freier eee be⸗ 
zahlt wurden. 


Jedoch blieb es den Behörden und Unter- 
nehmern freigeſtellt, in einzelnen Streitfällen eine 
nach der alten Ordnung gebildete Zuſammenſetzung 
des Schiedsgerichts zu wählen, d. h. auf den Ob⸗ 
mann zu verzichten. 

Dieſe Neuordnung hat dem Fiskus keinen 
Nutzen gebracht, da er in der Gebundenheit der 
für feinen Schiedsrichter zu gewährenden Wittel 
auf eine kleine Auswahl meiſt beamteter Perſön⸗ 
lichkeiten beſchränkt bleibt, während der Unternehmer 
ſich jede ihm zuſagende Kraft unter Aufwendung 
hoher Honorare verſchreiben kann. Durch dieſe 
Beſoldungsweiſe iſt die Würde der 
Schiedsgerichte ganz erheblich herab⸗ 
geſetzt worden. Der Richter, der über der 
Partei des Unternehmers ſtehen ſollte, iſt wirt⸗ 
ſchaftlich von ihm abhängig geworden; 
er iſt nicht mehr Schiedsrichter, ſondern Be⸗ 
rater oder gar Parteigänger. Je öfter er 
im Schiedsgericht Erfolge für den Unternehmer er⸗ 
zielt, deſto mehr wird dieſer geneigt ſein, neue 
Schiedsgerichte zu provozieren, um aus den Pers 
trägen Vorteile herauszuholen, die ſich durch ge⸗ 
wiſſenhafte Arbeit und geſchickte Dispoſition nicht 
erreichen ließen. Dem Unternehmer kommt es nicht 
mehr darauf an, einen Schiedsrichter zu ernennen, 
deſſen Sachkenntnis und Erfahrung zur Klärung 
der Schadensfrage in die Wagſchale geworfen wird, 
ſondern deſſen Perſönlichkeit von überragendem Ein⸗ 
fluß über die des fiskaliſchen Schiedsrichters iſt. 
Aus dieſem Grunde war es in den letzten Jahren 
vor dem Kriege üblich geworden, Abgeordnete, 
unbeſchadet ihrer Sachkenntnis, auch in ſolchen 
Streitfragen zu Schiedsrichtern zu ernennen, 
wo es ſich um rein techniſche Fragen handelte. 
Da ihnen dieſe Sachkenntnis fehlte, ſo wurden ſie 
lediglich Sprachrohr der Unternehmer, die ihnen 
die Berechtigung ihrer Anſprüche zu fuggerieren 
verſtanden, während ſie den Gegner durch die Macht 
ihrer öffentlichen Stellung gewiſſermaßen einſchüch⸗ 
terten. Jede Arbeit iſt ihres Lohnes wert, es geht 
aber nicht an, daß Unternehmer, welche mit zu 
niedrigen Preiſen kalkuliert haben, ſchlecht dispo⸗ 
nieren und mangelhafte Arbeit leiſten, beim Aus⸗ 
bleiben des errechneten Gewinns unter Beiſtaud 
von Abgeordneten unberechtigte Entſchädigungen 
erhalten. Hierdurch würden der Staat und die 
Steuerzahler geſchädigt. 

Die wichtigſte Frage iſt, wie die Schieds⸗ 
gerichtsfälle eingeſchränkt werden können. 
Es iſt oben an zwei Beiſpielen gezeigt worden, 
wie ſich ſchon in den Ausſchreibungsbedingungen 
die Keime für künftige Streitfälle finden. Solche 
Beiſpiele laſſen ſich an der Hand der vom Staate 
aufgeſtellten Werk- und Lieferungsbedingungen in 
großer Menge finden. All dieſe Bedingungen wollen 
im Staatsintereſſe die höchſten Anſprüche an tadel⸗ 


loſer Ausführung und vollendeter Lieferung erfüllen 
und ſind daher ſehr weit geſteckt. Viele Bedingun⸗ 
gen ſind auch beim beſten Willen des Unternehmers 
nicht innezuhalten. Wir müſſen in Zukunft äußerſt 
ſparſam wirtſchaften und bei allen öffentlichen 
Bauten auf Bedingungen verzichten, deren Inne⸗ 
haltung dem Unternehmer den Zwang auferlegt, 
ſeinen Forderungen einen bedeutenden Riſikopoſten 
zuzuſchlagen. Pflicht der Behörden iſt es, ſowohl 
die allgemeinen als die beſonderen Ver⸗ 
tragsbedingungen für Lieferungen und Leiſtungen 
einer ſorgfältigen Prüfung zu unterziehen und alle 
nicht zur Erreichung der notwendigſten Sicherheit 
erforderlichen Vorſchriften zu beſeitigen. 


Für große Bauausführungen, wie Kanalbauten, 
Waſſerkraftanlagen, Flußregulierungen und Tunnel⸗ 
bauten, müßten die Bedingungen vor der Aus⸗ 
ſchreibung bon Kommiſſionen geprüft werden, in 
denen Staatsbaubeamte, freiſchaffende Ingenieure 
und Unternehmer in gleicher Zahl vertreten ſind. 

Von einer ſolchen Einrichtung iſt zu hoffen, 
daß viele Quellen, die jetzt Waſſer auf die Mühlen 
ſtreitluſtiger Unternehmer führen, verſtopft werden. 
Mögen die Staatsbaubehörden, deren ſchaffende 
Tätigkeit durch die traurigen Finanzverhältniſſe auf 
lange Zeit zur unfreiwilligen Muße verurteilt iſt, 
die unfreiwillige Muße benutzen, um das ganze 
öffentliche Verdingungsweſen einer gründlichen Er- 
neuerung zu unterziehen. 

In den Fällen aber, in denen Schiedsgerichte 
unvermeidlich bleiben, muß das Syſtem der Aus⸗ 
wahl der Schiedsrichter eine Vervollkomm⸗ 
nung erfahren. Wir find ein armes Volk gewor⸗ 
den, das nur durch Arbeit und Sparſamkeit die 
Hoffnung auf langſamen Aufſtieg hegen kann, wenn 
die öffentliche Moral wieder zur Herrſchaft kommt. 
Die Verfaſſung hat der Volksvertretung ſouveräne 
Rechte gegeben, die es jedem einzelnen ihrer Mit⸗ 
glieder zur Pflicht macht, den Staat vor ungerecht⸗ 
fertigten Ausgaben zu ſchützen. 

Es ſoll unbeſtritten ſein, daß ſich unter den 
Abgeordneten zahlreiche Männer befinden, die über 
reiche wirtſchaftliche Erfahrung verfügen und den 
Takt beſitzen, als Schiedsrichter ſich über ihre Eigen⸗ 
ſchaft als Abgeordnete hinwegzuſetzen. Solche 


Charaktere würden aber vom Unternehmertum wohl 
ſeltener in das Schiedsrichteramt berufen, vielmehr 
würde Wert auf eine rückſichtsloſe Draufgänger⸗ 
natur gelegt, die im Verlaufe des Prozeſſes kraft 
ihres politiſchen Uebergewichts als Abgeordneter, 
wenn auch unbewußt, den beamteten Gegner ein⸗ 
zuſchüchtern verſtand. Die ſachlichen Gegengründe, 
welche zur Abwehr gegen Ueberforderungen ſeitens 
des fiskaliſchen Schiedsrichters ins Feld geführt 
wurden, fanden beim parlamentarifchen Schieds⸗ 
richter der genannten Art oft weder Verſtändnis 
noch Würdigung, und führten aus ſogenannten 
„Villigkeitsgründen“ zu zahlreichen Fehlſprüchen, 
welche die Autorität des Staates als Arbeitgeber 
zu unterdrücken geeignet waren. Will man die 
Würde der Schiedsgerichte heben, ſo dürfen nur 
Männer zu Schiedsrichtern ernannt werden, die 
ſich des allgemeinen Vertrauens erfreuen; dieſes 
Vertrauen beſitzen aber die Mitglieder des poli- 
tiſchen Parlaments nicht. Denn mag der einzelne 
Abgeordnete ſittlich noch ſo hoch ſtehen, er bleibt 
dem Gegner mit dem Wantel des Parteimannes 
behaftet. Schiedsrichter müßten aus einer Körper 
ſchaft gewählt werden, die die wirkliche Vertre⸗ 
tung aller wirtſchaftlichen Elemente 
der deutſchen Nation darſtellt. In ſolches 
Wirtſchaftsparlament hätten die Gewerkſchaften, 
Syndikate und Verbände von Handel und Induſtrie 
ſowie die der geiſtigen Arbeiter aller Fachrichtun⸗ 
gen ihre beſten Köpfe zu entſenden, welche die Wirt⸗ 
ſchaftsgeſetze, welche das politiſche Parlament be⸗ 
raten hat, einer gründlichen, von jedem partei⸗ 
politiſchen Geſichtspunkt freien Prüfung auf ihre 
praktiſche Durchführbarkeit und wirtſchaftliche Er⸗ 
träglichkeit zu unterziehen hätten. Ohne ſeine Zu⸗ 
ſtimmung dürfte kein Beſchluß des politiſchen Par⸗ 
laments Geſetzeskraft erlangen. Nur von einem aus 
Fachleuten, die vom Vertrauen ihrer Berufsgenoſſen 
getragen ſind, beſtehenden Writſchaftsparlament, das 
frei von jeder politiſchen Orthodoxie iſt, kann der 
Wiederaufbau unſeres Vaterlandes in die Hand ge⸗ 
nommen werden. In einer ſolchen Körperſchaft wird 
ſich ſoviel Geiſt, Wiſſen und Erfahrung ſammeln, 
daß aus ihr auch für die ſchwierigſten Fälle ge⸗ 
eignete Schiedsrichter gewonnen werden können, 
deren gerechtem Urteil ſich jede Partei beugen kann. 


Die deutſche Husfuhr nach der Schweiz. 


Von Fritz Jutrauen⸗Zürich. 


Aus Gründen, die ſich der Kenntnis des 
deutſchen, republikaniſchen Untertanenverſtandes 
entziehen, bleiben die Ziffern des deutſchen 
Außenhandels ber veffentlichkeit an⸗ 
dauernd vorenthalten, obwohl ſie doch 
für weite Kreiſe von größtem Intereſſe wären. Um 
jo willkommener iſt daher die ſchweizeriſche 
Statiſtik des ſchweizeriſch⸗deutſchen 
Handels, die nunmehr für die erſten neun 
Monate des verfloſſenen Jahres be 


kannt iſt. Wenn nun auch dieſe Ziffern nur einen 
Teil des deutſchen Exports in der angegebenen 
Zeit zuſammenfaſſen, ſo ermöglichen ſie doch ein 
ungefähres Bild über die deutſche Ausfuhrtätigkeit, 
um ſo mehr, als die Verhältniſſe für die Schweiz 
mutatis mutandis wohl auch für andere von Deutſch⸗ 
land Ware beziehenden Länder gelten dürften. 
Die nachſtehende Zuſammenſtellung zeigt eine 
Anzahl der hauptſächlichſten deutſchen Exportartikel 
in den drei erſten Vierteljahren 1919 ſowie die 
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vierteljährlichen Durchſchnittsziffern des letzten 
Friedensjahres 1913: 
t 
+ A E 
: ae a a EG 
Ware: EEE FEP 32 Et 
68. Pr ai 05 
Holzwaren 8727 1407 4622| 16709 
darunter Möbel ee, e en 
Anbedruckte Papiere, Kar⸗ | | 
tons, Pappen 23511, 9691! 15550) 21773 
Bedruckte Papiere, Rar- ! | 
tons, Pappen 4435| 10100 937 2249 
Rt Zeitſchriften, 
Bilder 7381 3202| 510% 6756 
Ton, u. Steinzeug⸗ „opfer 
waren . h 12766| 13 238| 11 374| 11372 
Glaswaren. . . 19167 20 5600 17516 22439 
Eiſen: | ! 3 
Gijenbahnniaferial 2 142024 22854 4107 40 799 
Röhren verſchiedener Art 41265 7446| 6043| 19848 
Werkzeuge 2950, 3712 3981 5008 
Schrauben, Nägel, Beſchl. 5547 1047 2027 3423 
Draht, Bleche, Schloſſer., | | 
Spengler- und Schmiede- l 
waren, Waffen . 39859 13212 16676. 15943 
Maſchinen: | 
Maſchinenteile. ; 15528 3558! 4260| 4663 
Dampfkeſſel, Lokomotiven 6872 1663 3759 3473 
Spinn-, Web-, Strick und 
Nähmaſchinen Nr. 8796| 3657) 3651| 5930 
Sonſtige Maſchinen, außer 
Werkzeugmaſchinen . 38 8200 15 189, 19127 22133 
Verkzeugmaſchinen. 3837080 4183| 106280 17170 
Fahrzeuge 7375 2896| 4610| 14528 
Iſtnrumenteu. Apparate: 
1. Optiſche, mediziniſche, 
phyſikaliſche 420 215 315] 488 
2. Gas- u. Waſſermeſſer 52% 132 1 
3. Elektriſche (Akkumula⸗ 
toren, Telephone uſw.) 2139 874| 1282 866 
4. Muſikinſtrumente . 1822 736 912 1649 
ee . | 
merien. . . 7488 1941| 2067) 2293 
Farbwaren . . . . 19945 5720 4030 5790 
Bogen und Glühlampen. 289 186 193 201 


Aus obigen Ziffern ergibt ſich zunächſt ein 
zum Teil ſo beträchtliches Anſchwellen des deutſchen 
Exports, daß die vierteljährlichen Durchſchnitts⸗ 
ziffern des Jahres 1913 in gewiſſen Artikeln an⸗ 
nähernd erreicht, teilweiſe ſogar nicht unerheblich 
überſchritten worden ſind. Dieſe Feſtſtellung iſt je⸗ 
doch nichts weniger als ein Grund zum Jubel. 
Erſtens ift vorſtehende Tabelle inſofern unvoll⸗ 
ſtändig, als fie gewiſſe wichtige Waren- 
gattungen garnicht enthält, weil die darin 
zu verzeichnenden Ausfuhrmengen zu unbedeutend 
ſind, als das ſich ein Vergleich mit den Ergebniſſen 
des Jahres 1913 überhaupt verlohnte. Ein Bei- 
ſpiel für etliche: die Textilinduſtrie. Im 
Gegenſatz zum letzten Friedensjahre, wo im Quar⸗ 
talsdurchſchnitt 5507 dz Baumwollgarne und ⸗Ge⸗ 
webe aus Deutſchland nach der Schweiz exportiert 
wurden, hat ſich die Lieferung genannter Artikel 
dieſes Mal auf — — mur 99 dz beſchränkt! Anderer⸗ 
ſeits ſind von den in obiger Zuſammenſtellung auf⸗ 


„Quartal 1919 angewachſen, 
aus 


— 


geführten Waren wichtige Gattungen weit hinter 
den Ziffern des Jahres 1913 zurückgeblieben, z. B. 
Eiſenbahn material, deſſen Lieferung in den 
drei Vierteljahren 1919 nur rund 15 bzw. 300% 
des Exports von 1913 ausmachten. Das gleiche gilt 
für Farbwaren. Der Ausfall iſt um ſo emp⸗ 
findlicher, als er gerade hochwertige Artikel am 
meiſten trifft, ſo daß die vom Export hochwertiger 
Waren zu erwartende günſtige Beeinfluſſung der 
Zahlungsbilanz ausbleibt. 

Aber auch ſonſt beſteht leider wenig Ver— 
anlaſſung, ſich der geſtiegenen Exportmengen zu 
freuen, und man wird den „Mitteilungen der 
Deutſchen Handelskammer in der 
Schweiz“ beipflichten in ihrem Urteil, daß dieſe 
Ausfuhr durchaus den Charakter des Un- 
geſunden an ſich trägt. Man nehme z. B. den 
Poſten „Holzwaren“, wo die Ausfuhr bon 
einem (dem zweiten) Vierteljahr auf das andere 
auf nahezu das Vierfache ſtieg, während ſich 
letztere Ziffer gegenüber der Friedenszeit 
faſt verdoppelt hat, obwohl doch in Deutſch⸗ 
land ſelbſt ein böſer Mangel an Holz und 
Möbeln herrſcht. Was die Ausfuhr von Fahr- 
zeugen (Automobile und Fahrräder) 
anbelangt, jo ſcheint dieſes Gebiet zum Tum mel⸗ 
platz ſpekulationslüſterner Valuta⸗ 
gewinner auserſehen zu fein. Fit doch die Uus- 
fuhr von Automobilen von 534 dz im vierteljährlichen 
Durchſchnitt des Jahres 1913 auf 10 041 dz im dritten 
während die Zahl der 
Deutſchland exportierten Fahrräder in der 
gleichen Zeik von 851 auf 32 507 Stück geſtiegen iſt! 
Dieſe Zunahme iſt um ſo auffallender, als ihr nicht 
eine entſprechende Steigerung der ſchweizeriſchen 
Ausfuhr gegenüberſteht, wie etwa bei dem gleiche 
falls kräftig angewachſenen deutſchen Export von 
Werkzeugmaſchinen, von denen ſicherlich, 
wie fih aus der ſchweizeriſchen Ausfuhrſtatiſtik ergibt, 
ein ſehr namhafter Teil nach Frankreich und 
Ftalien weiterexportiert wurde. 

Die Ziffern der deutſchen Ausfuhrtätigkeit im 
verfloſſenen Jahre ergeben auf der einen (deutſchen) 
Seite die Berechtigung der Klagen über Deutſch⸗ 
lands Ausverkauf, auf der anderen (ſchweize⸗ 
riſchen Seite die Berechtigung der Klagen über die 
„Ueberſchwemmung“ mit gewiſſen deutſchen 
Waren, namentlich Möbel, Automobile und Fahre 
räder. Es iſt ſicher, daß eine übertriebene Einfuhr 
deutſcher Waren in die Eidgenoſſenſchaft zu teil⸗ 
weiſe lächerlich niedrigen Preiſen ſtattgefunden hat. 
„Soweit allerdings“, ſo heißt es in dem Bericht 
der Deutſchen Handelskammer in der Schweiz, „das 
Wort „Ueberſchwemmung“ die Vorſtellung einer 
abſichtlichen Handlung der deutſchen Induſtriellen 
erweckt, ſcheint es uns auch heute noch zu über⸗ 
treiben. Nicht der deutſche Induſtrielle trägt an der 
Verſchleuderung und der planloſen Ausfuhr deutſcher 
Erzeugniſſe die Schuld — wenigſtens nicht der In⸗ 
duſtrielle vom alten Schrot und Korn — ſondern, 
die Exporteure und Importeure der Tauſende von 


Automobilen, Fahrrädern und Zimmereinrichtungen 
ſind geriebene Händler, mit denen ſich vor 
dem Kriege der legale Handel nicht ein⸗ 
gelaſſen hätte.“ 

In Ermangelung der deutſchen amtlichen 
Ziffern wird man den nächſten ſtatiſtiſchen Veröffent⸗ 
lichungen der Schweiz mit erhöhtem Intereſſe ent⸗ 


Revue der 


Zu der in dieſen Heften oft beſprochenen Frage 
einer Entparteipolitiſierung der Wirtſchaft durch 
Schaffung einer Kammer der Arbeit nimmt Wil⸗ 
helm Vershofen im 5. Heft des 6. Bandes 
der „Annalen für ſoziale Politik und 
Geſetzgebung“ in einem Artikel 

Parlament und Sachverſtändigenkammern 
Stellung. Vershofen erkennt die Notwendigkeit einer 
fachlichen Zwangsorganiſierung der Unternehmer 
und Arbeitnehmer an, um die Grundlage für den 
fachlichen Arbeiterrat und Werkrat zu ſchaffen. In 
den einzelnen Wirtſchaftszweigen will er dieſe beiden 
Räteorganifattonen in den autonomen Verbands- 
kammern vereinen, die ihrerſeits für ihre Erwerbs⸗ 
gruppe weitgehendſte wirtſchaftsgeſetzliche Befugniſſe 
beſitzen ſollen, während dieſen Kammern übergeordnet 
das politiſche Parlament die ausgleichende Arbeit 
zwiſchen divergierenden Intereſſen vornehmen und 
weiterhin auch geſtützt auf dieſe Sachverſtändigen⸗ 
beratung die ſtaatsbildende und ſtaats erhaltende 
Formung des politiſchen Wollens vornehmen ſoll. 
So wie für die Wirtſchaft durch dieſe einzelnen 
fachlichen Verbandskammern die Sachverſtändigen⸗ 
ausſchüſſe geſchaffen werden, ſo will Vershofen für 
die Wehrmacht den Wehrverband, und für die 
kulturellen Fragen Kulturverbände aufbauen. 
Eine ſehr eingehende Anterſuchung über 

i die Sozialiſterung 
veröffentlicht Eduard Heimann im 3. Heft des 
15. Bandes des „Archiv für Sozialwiſſen⸗ 
ſchaft und Sozialpolitik“. Darin ſagt er 
über die Sozialiſierungsreife: „Die Möglichkeit der 
Sozialiſierung hängt nicht ausſchließlich oder auch 
nur überwiegend von der Entwicklungsſtufe der Or⸗ 
ganiſation in den einzelnen Wirtſchaftszweigen ab, 
ſondern auch von ſeiner Zugängigkeit für eine weiter⸗ 
gehende Organiſation; ſie hängt nicht von dem 
Rentabilitätsſtande der Volkswirtſchaft ab, da er ja 
die organiſatoriſchen Erforderniſſe nicht berührt, wäh⸗ 
rend andererſeits gar nicht die Aufteilung des 
augenblicklichen Ertrages, ſondern die Erzielung 
höherer Erträge in der Zukunft und deren gerechte 
Verteilung durch die Sozialiſierung verwirklicht wer⸗ 
den foll... Wenn es zweifelsfrei feſtſteht, daß 
die Privatwirtſchaft in ihrer Technik und Organi⸗ 
ſationskunſt die grundſätzlichen Wittel geſchaffen 
hat, die eine zuſammenfaſſende Lenkung großer 
Maſſen erlauben, ſo iſt anſcheinend für eine ſozia⸗ 
liſtiſche Anwendung dieſer Wittel allein die Bewußt⸗ 
heit und Energie, mit der die Träger der Soziali⸗ 
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gegenſehen, in der Hoffnung, daß von einer Zu⸗ 
nahme des deutſchen Exports zu melden ſein wird, 
welche nicht auf die perſönliche Be⸗ 
reicherung einiger Schieber hüben und 
drüben hinausläuft, die vielmehr eine wirkliche 
Verb eſſerungderdeutſchen Volkswirt⸗ 
ſchaft bedeutet, weil ſie dem geſamten Volke dient. 


Zeitſchriften. 


ſierungsidee ihren Zielen zuſtreben, die über Ziel 
und Weg herrſcht.“ Heimann beſpricht dann die 
Gilde als organiſatoriſches Prinzip der Sozialiſie⸗ 
rung unter beſonderer Anlehnung an die Rathe- 
nauſchen Gedankengänge, um daran anknüpfend 
auch eine Ueberſicht über die verſchiedenen Wege 
zur Sozialiſierung zu geben, die man in Deutſch⸗ 
land verſucht hat, wobei er gegenüber vielen ab⸗ 
lehnenden Stimmen dem Neurath⸗Kranold⸗Schu⸗ 
mannſchen Syſtem das Verdienſt zuſpricht, mit aller 
Energie den zentraliſtiſchen Charakter des Sozialis⸗ 
mus in einem Geſamtplan herausgearbeitet 
zu haben. Doch hebt er gleichzeitig als grund⸗ 
ſätzlichen Fehler der Neurathſchen Methode hervor, 
daß dieſer den Verſuch gemacht hat, von oben zu 
ſozialiſieren. Ueber den Außenhandel einer fos 
zialiſtiſchen Wirtſchaft bemerkt Heimann, daß bis⸗ 
her alle Wegbereiter des Sozialismus an der Frage 
vorübergegangen ſind; in welcher Form ſich vor⸗ 
nehmlich die Uebergangserſcheinungen zwiſchen ſo⸗ 
zialiſtiſcher und kapitaliſtiſcher Wirtſchaft abſpielen 
werden. Die Abneigung kapitaliſtiſcher Länder 
gegen den Außenhandel mit einem ſozialiſtiſchen 
Wirtſchaftskörper ruht zweifellos mehr auf politiſcher 
Abneigung als auf irgendwelchen ökonomiſchen Be⸗ 
dingtheiten. Beſonders ſchwierig erſcheint ihm das 
Problem der Stellungnahme eines ſozialiſtiſchen 
Wirtſchaftskörpers zu einer exportierenden kapitali⸗ 
ſtiſchen Wirtſchaft, da hier die Gefahr beſteht, daß 
die Abnehmerkreiſe innerhalb der ſozialiſtiſchen 
Wirtſchaft dem fremdländiſchen. Kapitaliſten tribut⸗ 
pflichtig werden. Zur Preispolitik der ſozialiſtiſchen 
Betriebe weiſt er darauf hin, daß der Neingewinn 
eines ſozialiſtiſchen Wirtſchaftskörpers nicht auf 
Koſten der Arbeiter erzielt fein kann, und daher 
aus dem Verkauf ſtammen müſſe. Ueberſchüſſe aus 
ſozialiſierten Unternehmen wirken unter allen Um⸗ 
ſtänden unabhängig von der Höhe des Preisauf⸗ 
ſchlages genau wie indirekte Steuern. Allen ſo⸗ 
zialiſierten Unternehmungen müßte es daher zur 
erſten Pflicht gemacht werden, ohne Ueberſchüſſe zu 
wirtſchaften und nur auf die Selbſtkoſtend eckung be⸗ 
dacht zu ſein. Läßt ſich die Erzielung von Ueber⸗ 
ſchüſſen in dem geſamten Kalkulationsaufbau nicht 
vermeiden, ſo können ſie zur Senkung der Preiſe 
in der nächſtfolgenden Wirtſchaftsperiode verwandt 
werden. In der Marktwiriſchaft iſt der Reingewinn 
die Beſtätigung, feine Höhe der Maßſtab für die 
Wirtſchaftlichkeit der in der Produktion aufgewen⸗ 
deten Koſten. In der ſozialiſtiſchen Wirtſchaft ent⸗ 
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fällt dieſer Sinn um ſo mehr, ſofern ſie gar nicht 
auf bloße Wirtſchaftlichkeit hinarbeiten wird, ſondern 
auch andere hygieniſche Verbeſſerungen anſtrebt. 
Auch hier weiſt Heimann wieder darauf hin, daß in 
vollkommener Klarheit ſich bei Neurath dieſe grund- 
ſätzliche, nämlich aus dem Weſen der Bedarfswirt⸗ 
ſchaft abgeleitete Einſicht in die Unhaltbarkeit der 
Ueberſchußwirtſchaft findet. — Dr. Nein h. Junge 
beſpricht im 4 Heft des 43. Jahrganges von 
Schmollers Jahrbuch die 
Wirtſchaftsführung des ungariſchen 
Bolſchewismus. 
Die Grenzen der Verwirklichung des Dogmas von 
der Enteignung des Privateigentums lagen auch 
hier wie im ruſſiſchen Bolſchewismus im Klein⸗ 
bauerntum. In der vollkommen ſozialiſierten Groß⸗ 
induſtrie und im Bergbau war durch Ueberſpannung 
der Rechtsanſprüche der Arbeiterſchaft, Vernach⸗ 
läſſigung der Arbeitspflicht und völliges Ausſetzen 
der Arbeitsdiſziplin ein Zuſammenbruch der Pro- 
duktivität eingetreten. Nach kurzer Zeit mußten 
die ungariſchen Bolſchewiſten die Privatvermögens⸗ 
bildung unterſtützen; an die Stelle des bargeldloſen 
Verkehrs, dem ſie zuſtrebten, trat ein noch geſteigerter 
Geldumlauf; ſoweit überhaupt gearbeitet wurde, war 
kraſſeſter Egoismus und Gewinnſtreben, Bereiche⸗ 
rung auf Koſten anderer die Triebfeder. Das völlige 
Verſagen der kommuniſtiſchen Ideen in der Zeit 
der Bolſchewiſtendiktatur führt Junge auf den 
Widerſpruch zwiſchen Kommuniſtenideal und 
Klaſſenherrſchaft zurück. Zu dem Problem: Pros 
duktivitätsſteigerung und kommuniſtiſche Wirtſchafts⸗ 
ordnung ſagt Junge: „Es iſt ein Fehler, wenn man 
die Leiſtungen eines Bolſchewismus lediglich unter 
den Geſichtspunkten einer höchſtmöglichſten Pro— 
duktivität betrachten wollte, da diefe gar nicht feinem. 
eigenen, ſondern dem kapitaliſtiſchen Wertucteile an= 
gehört. Stets muß diejenige Produktion vorhanden 
ſein, die zur, wenn auch beſcheidenen Selbſtverſor⸗ 
gung der bolſchewiſtiſchen Geſellſchaft ausreicht. — 
Dr. C. A. Schaefer unterſucht in dem gleichen 
Heft 
die legale Devalvation. 

„Um aus der Papierwirtſchaft zur Metallwährung, 
ſomit zur prinzipiellen Einlösbarkeit des Papier⸗ 
geldes in irgendeiner Form zurückzukehren, gibt es 
zwei Wege: 1. Die Herabdrückung des Goldagios 
bis zu ſeinem völligen Verſchwinden, d. h. Ein⸗ 
löſung des Papiergeldes zum Nennwert. 2. Die 
Stabiliſierung des augenblicklichen Agios durch le⸗ 
gale Devalvation, d. h. die Einlöſung des Papier- 
geldes zu ſeinem dem durchſchnittlichen Goldagio 
entſprechenden Kurswert, ſomit die geſetzliche An⸗ 
erkennung der effektiven Kaufkraft des Papiergeldes.“ 
Schaefer fegt fih nach einer hiſtoriſchen Unterſuchung 
über die Stellungnahme der Wirtſchaftswiſſenſchaft 
zum Problem der Devalvation dafür ein, daß es 
durchaus Fälle geben kann, wo die Devalvation der 
zweckmäßigſte und für alle Beteiligten am wenigſten 
ſchädliche Ausweg ift. Zur Rechtfertigung der Deval⸗ 
vation führt er vier Vorausſetzungen an: 1. Die 


Entwertung des Papiergeldes muß längere Zeit 
hindurch beſtehen; 2. nicht nur die Kaufkraft des 
Papiergeldes, gemeſſen am ausländiſchen Wechſel⸗ 
kurs, ſondern auch die allgemeine Kaufkraft des 
Papiergeldes im Inland muß bedeutend geſunken 
ſein, d. h. das Disagio muß mindeſtens 50% be⸗ 
tragen und das ausländiſche und inländiſche ſich 
einander angepaßt haben, fo daß der Devalvations⸗ 
kurs ein durch natürliche Bedingungen entſtandenes 
Durchſchnittsniveau der Kaufkraft des Papiergeldes 
zur Grundlage nehmen kann; 3. die Ausſichten auf 
Einlöſung des Papiergeldes zu Pari ſind entweder 
überhaupt oder für lange Jahre verſchwunden; 4. die 
allgemeinen wirtſchaftlichen Vorausſetzungen für die 
wirtſchaftliche Wiedergeburt des Landes ſind ſicht⸗ 
lich vorhanden, fo daß die Einlöſung des Papier- 
geldes wenigſtens zu ſeinem Devalvationskurs ſowie 
die Anſammlung eines Goldfonds, der eine borüber- 
gehende Wiederentwertung des Papiergeldes ver⸗ 
hindern ſoll, geſichert erſcheinen. Als ſolche Voraus⸗ 
ſetzungen erſcheinen im einzelnen insbeſondere der 
Wille der Regierung zu einer ſoliden Finanz⸗ 
gebarung und allgemeine Arbeitsfreudigkeit der Be⸗ 
völkerung. — Profeſſor Eulenburg Aachen 
fährt im 3. Heft des 45. Bandes des „Archiv für 
Sozialwiſſenſchaftund Sozialpolitik“ 
in ſeiner Beſprechung der Theorie der Kriegswirt⸗ 
ſchaft fort und beſpricht beſonders die 


Inflation. 
Er gelangt dabei zu folgenden Refultaten: 1. In⸗ 
flation liegt nur dann vor, wenn eine übermäßige 
Vermehrung der Umlaufsmittel ſtattgefunden hat. 
Die mittelbare Wirkung iſt eine Entwertung des 
Geldes; 2. die Kriegsnotwendigkeit zwingt den Staat, 
weit über die normalen Einnahmen hinaus ſich 
Geldmittel zu verſchaffen, einmal durch Anleihen, 
das andere Mal burch die Norwegnahme der Mittel 
auf dem Wege der Schatzanweiſungen; 3. der Krieg 
nimmt einen rein konſumtiven paſſiven Kredit in 
Anſpruch. Da ausſchließlich Verbrauch, niemals wie 
in der normalen Wirtſchaft Herſtellung von Gegen⸗ 
werten, die reine Kriegswirtſchaft beherrſcht, wird 
der Zirkulationsprozeß von Grund auf verändert; 
4, die Unbegrenztheit des Staatskredits hebt den 
preis regulierenden Markt auf, was eine grenzenloſe 
Erhöhung der Preiſe geſtattet. Von der Nachfrage- 
ſeite aus pflanzt ſich die Wirkung nach allen Seiten 
fort, bis eine allgemeine Geldentwertung eintritt; 
5. Krediterſchütterung als Kriegsfolge erhöht den Be⸗ 
darf an Umlaufsmitteln. Dazu tritt die durch die 
Kreditgewährung entſtandene formale und übermäßig 
geſteigerte Kaufkraft des Staates; 6. Inanſpruch⸗ 
nahme des Kredits der Privaten und der Körpers 
ſchaften führt zur Mobiliſierung der feſten Vermö⸗ 
genswerte. Der Lombardkredit ſteht nicht wie ſonſt 
im Dienft des Betriebszweckes, ſondern im Dienſt 
unproduktiven Konſums. Damit hängt zuſammen 
der Scheincharakter einer Hochkonjunktur; 7. die 
Geldentwertung, die damit zuſammenhängende Ver⸗ 
mögensüberſchätzung beeinflußt den Kredit des 
Landes ungünſtig (Valutaſturz). Die Nachfrage nach 


inländiſchen Werten und damit die Beſſerung des 
Wechſelkurſes wird verhindert. — Dr. Siegfried 
Budge veröffentlicht im 6. Heft des 113. Bandes 
der Con radſchen Jahrbücher für Natio⸗ 
nalöfonomie und Statiſtik eine Ausein⸗ 
anderſetzung mit dem Hamburger Bankdirektor Fried⸗ 
rich Bendiren unter dem Titel 


„Vom theoretiſchen Nominalismus“. 


Er verwirft die Bendixſchen Folgerungen aus der 
Knappſchen Geldtheorie. Während Knapp es ſelbſt 
ablehnt, feine rein juriſtiſche Lehre nach der ökono⸗ 
miſchen Seite zu ergänzen und auszubauen, ſucht 
Bendixen die Grundlage der Knappſchen Theorie: 
„ein eigener Wert des Geldes exiſtiert nicht“, ökono⸗ 
miſch dahin zu erweitern, daß er ſagt: Geld im wirt⸗ 
ſchaftlichen Sinne iſt ein in Werteinheiten aus⸗ 
gedrücktes, in Geldzeichen verkörpertes, durch Vor- 
leiſtungen erworbenes Anrecht an der verkaufsreifen 
konſumtiblen Produktion. Daraus folgt mit Not- 
wendigkeit, daß, wenn das Geld dieje feine Funktion, 
ſachgemäß erfüllen ſoll, mit jeder neuen Leiſtung 
eine neue Beſcheinigung in den Verkehr eintreten 
und gleichzeitig mit derſelben aus dem Verkehr wieder 
ausſcheiden muß. Gegen dieſes Poſtulat verſtößt jedes 
Geld, daß aus wertvollen Stoffen beſteht, da es 
nicht mit den verkaufsreifen Gütern entſteht oder 
verſchwindet. Bendixen will daher ein Geld ohne 
Stoffwert. Eine ſtoffwertloſe Währung ſcheint ihm 
theoretiſch die beſſere und demzufolge erſtrebens⸗ 


werte Währung. Demgegenüber ſagt Budge, daß 
der Nominalismus eine ökonomiſch unmögliche Geld⸗ 
theorie iſt. Für die Verwirklichung der Bendixenſchen 
Theorie fei es notwendig, die Volkswirtſchaft als 


eine von der Zentrale geleitete Organiſation 
aufzubauen, die für jede Leiſtung eine Beſcheinigung 
ausgibt, mittels derer ein Anrecht auf die Gegen⸗ 
leiſtung erworben wird. In unſerer tauſchwirtſchaft⸗ 
lich organiſierten Wirtſchaftsgeſellſchaft könne aber 
davon keine Rede ſein. Das Geld, das uns den 
Zutritt oder die Benutzung zu ſämtlichen Gütern ge⸗ 
währen ſoll, muß Gegenſtand eines ſelbſtändigen, 
Tauſchaktes ſein; die damit verbundene Kaufkraft 
des Geldes iſt identiſch mit dem Problem des Geld— 
wertes. Budge bemüht fih weiterhin darum, im 
Anſchluß an die Auseinanderſetzungen zwiſchen Ben⸗ 
dixen⸗Diehl auch an zahlreichen Einzelbeiſpielen die 
praktiſche Unmöglichkeit und den unlogiſchen Aufbau 
des Bendixenſchen Syſtems zu beweiſen. Bendixen 
ſagt: „Geld als abſtrakte Werteinheit kann keinen 
Wert haben, das iſt logiſch unmöglich. Geld aber 
als Zahlungsmittel hat den Wert, und zwar den ob—⸗ 
jektiven Wert, auf den es lautet (wie der Meterſtock 
die Länge hat, die er anzeigt).“ Budge wirft dem⸗ 
gegenüber die Frage auf, auf welchen objektiven 
Wert das Zahlungsmittel lauten ſoll. Es lautet doch 
unbeſtreitbar auf Werteinheiten, die nach Bendix en 
keinen Wert haben, womit er erneut einen uns 
lösbaren Selbſtwiderſpruch in der Bendixenſchen 
Theorie nachweiſen will. E. M. 


Revue der Preſſe. 


In der „Kölniſchen Zeitung“ (21. und 
23. März) behandelt Univerſitätsprofeſſor Dr. E rn ft 
Walb die Beziehungen zwiſchen 
8 Wechſelkurſen und Inflation. 
Feſtbegrenzt ſind die Kurſe zwiſchen Ländern, die 
Goldwährung beſitzen oder die Beziehungen zum 
Golde haben. Hat ein Land eine geordnete Metall- 
währung, ein anderes Papierwährung, ſo kann der 
Kurs der Papierdeviſe im Metalland unbegrenzt 
fallen, während er, da ja das Edelmetall im Papier⸗ 
land einen Preis hat, über die Koſten der Gut- 
habenbildung durch Gold nicht ſteigen kann. Im 
Papierwährungsland liegt es mit Bezug auf die 
Metalldeviſe umgekehrt. Zwiſchen dieſen perſchiede⸗ 
nen Fällen der Wechſelkursbildung muß ſcharf unter⸗ 
ſchieden werden. Es ſind drei Gruppen von Wechſel⸗ 
kurſen zu unterſcheiden, bei denen jeweils der ent⸗ 
ſcheidende Einfluß von einem anderen Beſtimmungs⸗ 
grund ausgeht. Erſtens Wechſelkurſe zwiſchen Län⸗ 
dern, bei denen eine Solidarität der Geldmärkte 
beſteht. Später iſt für die Kursbildung entſcheidend 
der Zahlungsmittelbedarf des den Kurs notierenden 
Landes. Zweitens handelt es ſich um Wechſelkurſe 
auf Länder, die zwar geordnete Währungsverhält⸗ 
niſſe haben, aber nicht dem internationalen Geld⸗ 
markt eingegliedert find, fo ift der Zahlungsmittel 
bedarf zwar auch noch von Einfluß, aber nicht 


mehr entſcheidend. Hier dürfte die Geſtaltung der 
Zahlungs⸗ und Handelsbilanz im herksmmlichen 
Sinne den entſcheidenden Sinn ausüben. Drittens 
entſcheidend wirken die Zahlungsmittelverhältniſſe 
bei Ländern mit Papiergeld- oder ſonſtiger nicht 
metalliſcher Inflation. Doch geht hier die Ein— 
wirkung vor allem über die Warenpreiſe. Der 
Zuſtand der inländiſchen Zahlungsmittel beſtimmt 
hier entſcheidend den Kursſtand. Bei der Beurteilung 
des Verhältniſſes von Wechſelkurs und Inflation 
darf nicht überſehen werden, daß die Inflation 
das Urſprüngliche iſt. Sie hat das überlieferte 
Gleichgewichtsverhältnis in den Preiſen zerſtört und 
daraus ſind die notwendigen Folgen erwachſen. Die 
Feſtſtellung dieſer Tatſache iſt nötig, wenn man 
die Mittel, die zur Beſſerung der Wechſelkurſe 
führen können, richtig bewerten will. Gewiß iſt 
die Hebung der Produktion von großer Bedeutung 
für die Valutabeſſerung. Aber ſie muß wirkungs⸗ 
los bleiben, wenn die Zahlungsmittelvermehrung 
nicht aufhört, weil dieſe den aus der geſteigerten 
Produktion entſtehenden Preisdruck wieder aufhebt. 
Notwendig iſt, zu erkennen, daß das Verhältnis des 
Auslandes und der dortigen Spekulation, daß 
Kapitalflucht und was man ſonſt noch alles an⸗ 
führt, nicht die eigentlichen Urſachen des Valuta⸗ 
ſtanbes find. Die treibende Kraft ift die verdorbene 


Währung. Sie ſchafft die Grundlinie für die Kurs⸗ 
bewegung. Alles andere bewirkt nur zeitweilige 
Veränderung. In einer Kurve, die die Entwicklung 
der Deviſe Holland nach der Berliner Notierung 
und den Umlauf an Noten und Darlehnskaſſen⸗ 
ſcheinen ſowie dieſen Umlauf, vermehrt um die 
Giroguthaben darſtellt, zeigt ſich, von 1914 bis 
1919, die Parallelität der Verſchlechterung des 
Wechſelkurſes mit der Vermehrung der Zahlungs⸗ 
mittel. Alle Beſſerungen waren vorübergehend. 
Der Wechſelkurs iſt immer wieder der Lage zuge⸗ 
ſteuert, die ihm durch die inländiſchen Preis- und 
Geldverhältniſſe bereitet war. Durch Vertrauen oder 
Mißtrauen wird auf die Dauer (und darauf allein 
kommt es an) der Wechſelkurs nicht beſtimmt, ſon⸗ 
dern durch die wirtſchaftlichen Tatſachen. Noch 
jedes Land, das ſeine Währung durch Inflation 
verdarb, hat dies mit ſchlechten Wechſelkurſen be⸗ 
zahlen müſſen. Es iſt gar kein neuer und beſon⸗ 
derer Zuſtand, in dem unſere Valuta, ſich zurzeit 
befindet. Dieſe Erſcheinung iſt, wenn auch nicht 
ſo gigantiſch und verwickelt, ſehr oft dageweſen. 
Wir haben uns leider im Kriege angewöhnt, unſere 
Dinge als ganz einzigartig geſtaltet anzuſehen. Wir 
müſſen wieder mit ungetrübtem Blick ſehen lernen, 
ſonſt werden wir den Weg ins Freie nicht finden. 
e Beinen Börſen =» Courier 
(28. März) wird ein Auszug aus dem Jahres- 
bericht der Baſeler Handelsbank wiedergegeben, der 
die 
Valutafrage vom Schweizer Standpunkt 

aus beſpricht. Die Schweiz, die von dem Kriege 
indirekt in ſehr hohem Maße in Mitleidenſchaft 
gezogen wurde, erhält auch die Schwierigkeiten der 
Uebergangszeit voll zu ſpüren. Die Kapitalver⸗ 
luſte im Auslande haben ſich durch die Bewegung 
der Deviſenkurſe im Berichtsjahre bedeutend erhöht, 
andererſeits haben die Lohnbewegungen der Ar⸗ 
beiter und Angeſtellten ſowie die Arbeitszeitver— 
kürzung die Produktion in einem Umfange ver⸗ 
teuert, der für die Zukunft um fo mehr Beſorgnis 
einfloßen muß, als der hohe Stand der ſchweize⸗ 
riſchen Valuta an und für ſich exporthindernd 
wirkt. Angeſichts der kataſtrophalen Verhältniſſe 
auf dem Deviſenmarkte ſah ſich der Bundesrat ge⸗ 
nötigt, am 26. Dezember 1919 einen Beſchluß zu 
faſſen, wonach den Aktiengeſellſchaften und Ge⸗ 
noſſenſchaften unter gewiſſen Bedingungen geſtattet 
ijt, den Währungsausfall auf ihren Aktiven inner⸗ 
halb einer zwanzigjährigen Periode zu amorti⸗ 
ſieren. Von dieſer Verordnung werden zweifels⸗ 
ohne eine ganze Anzahl ſchweizeriſcher Aktiengeſell⸗ 
ſchaften Gebrauch machen, u. a. auch die Bank 
für Transportwerthe in Glarus, deren Geſchäfts⸗ 
zweck alle Finanzgeſchäfte in ſich ſchließt, welche 
in das Gebiet des Eiſenbahn⸗ und Verkehrsweſens 
fallen, und zwar vorzugsweiſe in der früheren 
Donaumonarchie. Infolge des alle Erfahrungen 
weit überſteigenden Nückganges der Kronen hat ſich 
dieſes Inſtitut letzthin veranlaßt geſehen, eine Ver⸗ 
ſammlung der Obligationäre der beiden ausgegebe⸗ 


nen Anleihen einzuberufen, welche für die Dauer 
von zehn Jahren die Umwandlung des feſten Zins⸗ 
fußes der Obligationen in einen variablen, vom 
Geſchäftsergebniſſe abhängigen, beſchloſſen hat. — 
Die Vorzüge des 

Nohſtoffveredelungskredits 


beleuchtet in der „Voſſiſchen Zeitung“ 
(2. April) Dr. W. K. Weiß, der Leiter der Noh⸗ 
ſtoffabteilung der AEG. Er geht davon aus, daß 
es für Deutſchland auch bei Durchführung der 
Hirſchſchen und Jordanſchen Pläne ſchwer ſein werde, 
Geldkredite am internationalen Markt zu erreichen. 
Eher werde das Ausland dazu bereit fein, Rop- 
itoffe zu leihen, die es in verarbeitetem Zuſtande 
als Fertigfabrikate wiedererhalte. Natürlich müßten 
die ausländiſchen Nohſtoffproduzenten während der 
ganzen Dauer des in Deutſchland vorzunehmenden 
Veredelungsvorganges eine vollkommene Deckung 
für den Vohſtoffkredit haben, welche eine von 
den intereſſierten Wirtſchaftskreiſen unter ſoli⸗ 
dariſcher Haftung gegründete Treuhandorganiſation 
übernehmen könnte. Dieſe Treuhandgeſellſchaft 
würde ſich an führende Banken anzuſchließen haben 
und braucht nicht die geſamte Induſtrie zu er⸗ 
faſſen, ſondern nur diejenigen Kreiſe, die ſich frei- 
willig zu einer ſolchen Organiſation nach Induſtrie⸗ 
zweigen, Betriebsart uſw. zuſammenſchließen wollen. 
Naturgemäß müßte die Veredelung zu fo ange⸗ 
meſſenen Preiſen vorgenommen werden, daß das 
auszuführende Fertigfabrikat den Weltmarktpreis 
erreicht, und die deutſche Induſtrie aus den erheb⸗ 
lichen Ueberſchüſſen in der Lage wäre, mit dem 
übrigbleibenden Teil der eingeführten Nohſtoffe den 
Inlandsbedarf allmählich zu decken, oder für die 
darin verkörperten Valutawerte Lebensmittel eins 
zuführen. — Die 
Neuordnung der franzöſiſchen Finanzen 
unterſucht Dr. Erwin Reſpondek in der 
„Deutſchen Allgemeinen Zeitung“ (3. und 
J. April). Nach den amtlich gegebenen Ziffern be⸗ 
lief ſich die franzöſiſche Verſchuldung am 31. De⸗ 
zember 1919 auf 96,5 Milliarden Franken kon⸗ 
ſolidierte Schuld und 109,5 Milliarden Franken 
ſchwebende Schuld, insgeſamt 206 Milliarden 
Franken. Es galt für Frankreich heute als erſtes 
Ziel, zum alten Grundſatz der Budgetierung aller 
Ausgaben zurückzukehren und die ordentlichen Aus⸗ 
gaben durch laufende ordentliche Einnahmen zu 
decken. Un zweiter Stelle ſtehen ſodann die außer⸗ 
ordentlichen Ausgaben für die Liquidation des 
Krieges, die Frankreich weniger mit Hilfe von eigenen 
als insbeſondere durch fremde Kreditaufnahmen zu 
decken ſucht. Und ſchließlich fußen die Ausgaben 
für den Wiederaufbau in Nordfrankreich für die 
Kriegsſchäden auf der Leiſtungspflicht Deutſchlands 
nach dem Friedensvertrag. Die Laſtenaufteilung 
bietet das folgende zahlenmäßige Bild: 
1. Ordentliches Budget: 


Ausgaben 17 861,1 Will. Fr. 
Einnahmen 936778 „ 
Defizit 8 493,3 Will. Fr. 


122 


Dieſes Defizit ſoll durch eine neue größere Steuer⸗ 
vorlage, bei der die Umſatzſteuer das entſcheidende 
Milliardenglied iſt, ſeinen Ausgleich finden. 
Neben dem ordentlichen Haushalt läuft nun 
der außerordentliche. Er weiſt eine Dreiteilung auf: 
2. Außerordentliches Budget: 
a) die außerordentlichen Aus⸗ 
gaben in Verbindung mit 
dem Krieg und feiner Auf⸗ 
ens ae er 2 er 
b) die außerordentlichen Aus⸗ 
gaben, die als die gewöhn⸗ 
lichen außerordentlichen Uus- 
gaben zu bezeichnen ſind, wie 
3. B. Defizit der Poſt, Zu⸗ 
ſchüſſe zur Handelsflotte, be⸗ 
ſondere Ausgaben des Kriegs⸗ 
miniſteriums, Ausgaben für 
große Bauten uſw. 
zuſammen 
©) die Ausgaben für den Wieder- 
aufbau im beſetzten Gebiet, 
für die Fürſorge für die 
Hinterbliebenen und Kriegs⸗ 
teilnehmer, die Penſionen, 
die ihre Deckung durch den 
Friedensvertrag finden 22 089.— „ 57 
2. zuſammen . 29 657.— Mill. Fr. 
17 861. — „ 5 


von 1. 
. 17 518.— Mill. Fr. 


Geſamtausgabe 

Bei dieſer Laſtenverteilung ruht das Schwer⸗ 
gewicht — wie erſichtlich — auf dem Friedens⸗ 
vertrag, deſſen rückſichtsloſe Auslegung die finan⸗ 
ziellen Kräfte Deutſchlands in den Dienſt des fran⸗ 
zöſiſchen Budgets ſtellen ſoll. Dann hat die Finanz⸗ 
hilfe des Auslandes zu wirken. Und nur für die 
ausgeſprochenen eigenen Staatsausgaben will 
Frankreich feine eigenen Steuerugellen anſpannen. 
Dieſe finangpolitiſchen Richtlinien überraſchen nicht. 
Sie ſind ja auch zum Teil durch die tatſächlichen 
wirtſchaftlichen Zuſtände bedingt. Es herrſcht im 
Wirtſchaftsleben Frankreichs ein Mangel an 
Arbeitskräften, der auch durch die Demobilmachung 
nicht beſeitigt werden konnte, eine ausgeſprochene 
Knappheit von Roh- und Brennſtoffen für die Indu⸗ 
ſtrie, an Düngemitteln für die Landwirtſchaft. Durch 
die Lieferungen Deutſchlands für den Wiederaufbau 
würde der Nohſtoff⸗ und Maſchinenimport Frank⸗ 
reichs vermindert werden, die eigene induſtrielle und 
gewerbliche Produktion in anderer Richtung ver— 
wandt werden können, und ſo würde das große 
Wiß verhältnis zwiſchen dem Bedarf und dem 
Mangel an Zahlkraft ausgeglichen werden. Es iſt 
nur die Frage, in welchem Ausmaß dieſe fran⸗ 
zöſiſchen Anforderungen an Deutſchland ihre Be⸗ 
friedigung finden werden, denn ſie hängen von der 
deutſchen Leiſtungsfähigkeit ab. Bei dieſem Wieder⸗ 
aufbau werden letzten Endes nur ruhige fachliche 
Abmachungen zwiſchen Deutſchland und Frankreich 
und planmäßige Arbeiten, die Leiſtungen und ihre 


6 616.— Will. Fr. 


952.— ” „ 
7568.— Mill. Fr. 


Finanzierung erleichtern. — Was die Angleichung 
der ordentlichen Einnahmen an die ordentlichen Aus⸗ 
gaben anbelangt, ſo enthalten die bisherigen Steuer⸗ 
vorlagen des bisherigen Finanzminiſters Klotz mit 
den Abänderungen ſeines Nachfolgers Marſal keine 
tiefgreifenden umwälzungen im franzöſiſchen Steuer⸗ 
ſyſtem. Das Schwergewicht ſoll auf den indirekten 
Steuern laſten. Von den direkten Steuern erwartet 
man keinen Erfolg, ja man befürchtet bei einem 
Ausbau der Perſonalbeſteuerung ſchwere Kämpfe 
und Unruhen. Es werden vorgeſehen: 1. Steuern 
auf die Einkünfte, aljo Grund-, Gebäude⸗, Kapital- 
ertragsſteuern, 2. Steuern auf den Verbrauch, 
3. Steuern auf das Kapital, aber lediglich bis zur 
ſozial zuläſſigen Grenze. In aller Schärfe lehnt 
der Finanzminiſter eine ernſtliche Beſteuerung des 
Vermögens ab. Er will das Vermögen durch die 
Erbſchaftsbeſteuerung genügend erfaßt haben. Ebenſo 
wird es abgelehnt, die Einkommenſteuer auszu⸗ 
ſchöpfen, das Einkommen ernſtlich zu beſteuern, heißt 
für Marſal die Initiative lahmlegen und die wirt⸗ 
ſchaftliche Produktionsfähigkeit erſchlagen. Der Ein⸗ 
kommenſteuerſatz bleibt deshalb ungeſtaffelt auf 
einen feſten Satz von 5% begrenzt. Das ſteuer⸗ 
freie Exiſtenzminimum ijt nach der Größe der Ge- 
meinden abgeſtuft. Es bewegt ſich zwiſchen 2000 
und 4500 Fr. Die vorläufig wichtigſte Steuer auf 
dem Gebiete der indirekten Abgabe, die Umſatz⸗ 
ſteuer, ſoll auf eine neue Grundlage geſtellt werden. 
Der Warenumſatz im Großhandel wird mit 1% 
verſteuert, und der Warenumſatz im Kleinhandel 
mit 5%. Auch die Leiſtungen unterliegen einer 
Abgabe mit 10%. Warſal betrachtet nur die in⸗ 
direkten Steuern, bei denen er die Rettung ſieht. 
Es bleibt abzuwarten, ob der Weg zur indirekten 
Beſteuerung in Frankreich moraliſch ſo frei iſt, wie 
es der Finanzminiſter anzunehmen gewillt ift. ~ 


Umschau. 


Der Reichsminister für 
den Wiederauſ bau hat 
der Nationalversammlung am 22. März einen Gesetz- 
entwurf überreicht unter dem Titel „Reichsausgleichsgesetz“, 
durch den auf der Grundlage des Friedensvertrages die 
Abrechnung der Auslandsschulden und Forderungen aus 
der Vorkriegszeit geregelt werden soll. Wenn auch ein 
Teil der Bestimmungen dieses Gesetzentwurfes durch die 
Paragraphen des Friedensvertrages bedingt ist, so haben 
doch die Bestimmungen, die die besondere deutsche Aus- 
füllung des allgemeinen Rahmens enthalten, insbesondere 
die Bestimmungen über die Kurse, nach denen die Ab- 
rechnung der Schulden und Forderungen zu exſolgen hat, 
eine so große wirtschaftliche und finanzielle Bedeutung, 
daß es überaus bedauerlich ist, dass die Gefahr einer Durch- 
heizung dieses Gesetzentwurfes im Parlament besteht, 
Nach den Bestimmungen des Friedensvertrages muß nämlich 
das Reichsausgleichsamt seine Tätigkeit spätestens am 
26. April beginnen. Die für diese Tätigkeit erforderlichen 
Vorbereitungen machen, wie der Wiederaufbauminister der 
Nationalversammlung mitgeleilt hat, ein Inkrafttreten des 
Reichsausgleichsgeseizes 2—3 Wochen vor diesem Zeit- 


In. Reichsausgleichsgesetz. 


punkt erforderlich. Dieses Ziel ist durch die Osterferien 
des Parlaments auf keinen Fall zu erreichen. Umso grösser 
ist die Gefahr der Durchpeitschung nach den Ferien. Um 
diese Durchpeitschung, die notwendig zu einer mindestens 
in den Formen unzulänglichen Gesetzgebung führt und 
führen muss, zu verhindern, wird es wahrscheinlich ange- 
bracht sein, denjenigen Teil des Gesetzes, der die Voraus- 
setzung für die Errichtung des Reichsausgleichsamtes 
bildet, das ist der erste Abschnitt, vorweg zu verabschieden, 
um nachher vor allen Dingen den zweiten Abschnitt, der 
die Vorschriften für die Abwickelung der Geldverbindlich- 
keiten im Prüfungs- und Ausgleichsverfahren enthält, 
gründlich prüfen zu können. 
* an * 

Die Bestimmungen über die Errichtung des Reichs- 
ausgleichamtes selbst sind verhältnismässig einfacher Axt. 
Es soll ein Reichsausgleicbamt, an dessen Spitze ein vom 
Reichspräsidenten ernannter Präsident stehen soll, errichtet 
werden, für das an anderen Orten Zweigstellen geschaffen 
werden können. Bei der Hauptstelle und den Zweigstellen 
wird aus Vertretern der von der Durchführung des Gesetzes 
betroffenen Gläubiger und Schuldner ein Beirat gebildet 
werden. Die Beiräte haben Gutachten zu erstatten, den 
Amtsstellen beratend zur Seite zu stehen und für die 
Spruchstellen Beisitzer vorzuschlagen. Die Spruchstellen 
die beim Reichsausgleichsamte zur Entscheidung über 
Einzelſragen errichtet werden, sollen in der Besetzung 
von drei Mitgliedern nach Stimmenmebrheit entscheiden. 
Den Vorsitz führt ein Mitglied des Amtes. Als Beisitzer 
werden Angehörige der beteiligten Wirtschaftskreise nach 
Anhören des Beirates berufen. Das Reichsausgleichamt 
erhält das Recht Beweise zu erheben, Zeugen und Sach- 
verständige eidlich zu vernehmen sowie Versicherungen 
an Eidesstatt entgegenzunehmen. Für die Tätigkeit des 
Reichsausgleichamtes werden Gebühren erhoben. Die 
näheren Bestimmungen werden vom Reichsminister für 
Wiederaufbau mit Zustimmung des Reichsrates erlassen. 
Ein Teil der Gebühren wird in einem besonderen Fonds 
gesammelt, der zum Ausgleich von Härten bestimmt ist, 
die sich im Zusammenhang mit der Regelung der vom 
Reichsausgleichgesetz betroffenen Verbindlichkeit ergeben. 
sollten. — Dass hier ein ziemlich grosser behördlicher 
Apparat neu aufgebaut wird, erscheint leider unvermeidlich. 
Die Heranziehung der Vertreter der Praxis zur Mitarbeit 
dürfte einen Widerspruch kaum erfahren und bei der 
Beratung dieses ersten Abschnittes des Gesetzes werden viel- 
leicht nur die reichlich unbestimmten Vorschriften über die 
Gebfihrenerhebungen verbesserungsbedürftig erscheinen. 


* * 
* 


Bei dem zweiten Abschnitt des Gesetzes, der die 
Abwickelung von Geldverbindlichkeiten im Prüfungs- und 
Ausgleichsverfahren zum Gegenstand hat, wird sich das 
Interesse der beteiligten Kreise weniger auf die allge- 
meinen Vorschriften und auf die Anmeldung und Fest- 
stellung der auszugleichenden Forderungen erstrecken, als 
auf den dritten Unterteil, der die Abrechnung des Reichs- 
ausgleichamtes gegenüber deutschen Gläubigern und 
Schuldnern regelt. Der Gesetzgeber ist hier einen Weg 
gegangen, der den Interessen der deutschen Gläubiger 
und Schuldner im weiten Umfang entgegenkommt, der 
aber dafür eine Belastung der Reichskasse in sich birgt, 


— 123 — 


die bei dem gegenwärtigen Stand der Reichsfinanzen und 
der Unzulänglichkeit der Deckungsmittel doch zu grossen 
Bedenken Anlass geben muss. Es sollen nach dem 
Gesetzentwurf bei der Abrechnung mit den deutschen 
Schuldnern fremder Valuta allgemein die Vorkriegskurse 
zu Grunde gelegt werden. Die deutschen Valuta- 
schuldner aus der Vorkriegszeit werden dadurch der 
drückenden Sorge die die Kursgestaltung der fremden 
Valuten mit sich brachte, enthoben. Die Last der Kurs- 
steigerung bleibt beim Reichsausgleichamt, das mit den 
fremden Staaten in der fremden Währung zu den ge- 
stiegenen Kursen abrechnen muss, oder mit anderen 
Worten, beim Reiche. Man hatte daran gedacht, diese 
Last dem Reiche dadurch tragen zu helfen, dass auch 
mit den deutschen Valutagläubigern zum Vorkriegskurse 
abgerechnet werden würde. Diesen Weg hat die Reichs- 
regierung nach eingehenden Erwägungen und Erörterungen 
aus rechtlichen und volkswirtschafilichen Gründen ver- 
worfen und sie hat sich in dem Gesetzentwurf dafür ent- 
schieden, die Abrechnung der Valutaforderungen zum 
Tageskurswert vorzunehmen. Damit ist den Wünschen 
der Valutagläubiger ebenso entgegengekommen, wie den 
Wünschen der Valutaschuldner. Das Defizit bleibt beim 
Reiche. Dieses Defizit versucht nun der Gesetzentwurf 
durch zwei Vorschriften zu verringern. Erstens bestimmt 
der $ 29, dass ein Schuldner, dessen Verbindlichkeit zum 
Vorkriegskurs umzurechnen ist, den Währungsgewinn, 
den er als Valutagläubiger durch die Abrechnung zum 
Tageskurse erzielt, an das Reichsausgleichamt abzuführen 
hat, soweit durch die Hinzurechnung dieses Valutagewinnes 
der Tageskurswert des Nennbetrages der Schuld nicht 
überschritten wird. Das heisst mit anderen Worten: für 
diejenigen Personen, die gleichzeitig Valutaschuldner und 
Valutagläubiger sind, findet ein begrenzter Ausgleich 
zwischen ihrem Gewinn aus der Abrechnung ihrer Forderun- 
gen und Schulden statt. Der Valutagewinn dieser Personen 
ist soweit an das Reich abzuführen, dass dem Reich aus der 
Bezahlung Schuldposten kein Schaden entsteht. Diese 
Aufrechnung erscheint nicht unbillig, wenn auch nicht zu 
verkennen ist, dass auf diese Weise ein Sonderrecht für 
die Personen geschaffen wird, die zufällig gleichzeitig 
Valutagläubiger und Valutaschuldner sind. Der zweite 
Weg der dem Gesetzgeber zur Abdeckung des Reichs- 
defizits vorschwebt, ist der Weg der Besteuerung der 
Valutagewinne. Der 5 40 des Gesetzentwurfes bestimmt, 
dass Beträge, die das Reichsausgleichamt schuldet, dem 
Berechtigten auszuzahlen sind, sobald und soweit das zu- 
ständige Finanzamt hierzu seine Zustimmung erteilt hat. 
„Die Voraussetzung für die Erteilung und die Versagung 
dieser Zustimmung werden durch besonderes Gesetz ge- 
regelt“. In der Begründung des Gesetzentwurfes heisst 
es, dass die Deckung des Ausfalls des Reiches auf dem 
Wege versucht werden soll, dass die durch diese Ab- 
rechnung den Beteiligten entstehenden Vorteile bei ihrer 
Veranlagung zu den Reichsvermögenssteuern, insbesondere 
zur Kriegsabgabe vom Vermögenszuwachs und zum Reichs- 
notopfer, sowie bei der Veranlagung zur Reichseinkommen- 
steuer erfasst werden sollen. Zur Sicherung dieses Er- 
folges erscheint eine gesetzliche Ergänzung der bereits 
in Kraft getretenen Reichssteuergesetze erforderlich, die 
sich gegenwärtig in Ausarbeitung befindet. — Solange 


diese ergänzenden Steuervorschriften nicht vorliegen, ist 
es überaus schwer auch nur einigermassen die Grenzen 
der Belastung des Reichsetats aus dem Schuldenausgleichs- 
verfahren zu übersehen. Schon aus diesem finanziellen 
Gesichtspunkt erscheint eine überhastete Verabschiedung 
dieses Gesetzentwurfes ohne gleichzeitige Kenntnis dieser 
ergänzenden Steuervorlagen nicht am Platze zu sein. 


Der dritte Abschnitt des Gesetzentwurſes regelt die 
Mitwirkung des Reichsausgleichamtes bei der ander- 
weiligen Regelung von Geldverbindlichkeiten. Sein Zweck 
ist es, die Grundsätze über die Abrechnung bei dem Aus- 
gleichsverfahren auszudehnen auf gewisse andere Gruppen 
von Schulden gegenüber Bewohnern des bisher feindlichen 
Auslandes. Der vierte Abschrilt behandelt die Rechts- 
mittel gegen die Entscheidungen und Anordnungen des 
Reichsausgleichamtes. Es wird das Reichswirtschaftsge- 
richt als höchste Beschwerdeinstanz eingesetzt. Der fünfte 
Abschnitt enthält die sehr wichtige Bestimmung, dass 
Verträge, die zwischen Deutschen vor dem Kriege oder 
während seiner Dauer geschlosssen sind, in wirtschaft- 
lichem Zusammenhang mit der Regelung von Valuta- 
forderungen und -schulden auf Antrag des Schuldners 
durch eine entgüllige Entscheidung des Reichswirtschafts- 
gerichts aufgehoben oder abgeändert werden können, 
wenn die Aufrechterhaltung den Schuldnern einen unver- 
bältnismässigen Nachteil bringen würde oder wenn die 
Voraussetzungen, die einen Vertragsteil zum Abschluss 
des Vertrages bestimmt haben, durch den Friedensvertrag 
oder das Ausgleichsgesetz ganz oder teilweise beseitigt 
worden sind. Es handelt sich hierbei um die vielfach 
verhängnisvollen Deckungsgeschäfte die vor allen Dingen 
za Beginn des Krieges zwischen deutschen Kaufleuten und 
Banken abgeschlossen worden sind. Der sechste Ab- 
schnitt regelt die Beteiligung dritter am Verfahren vor 
dem Reichsausgleichamte. Der siebente Abschnitt enthält 
die Strafbestimmungen und durch den achten Abschnitt 
wird die Reichsregierung ermächtigt, unter Zustimmung 
des Reichsrates und des Ausschusses der Nationalver- 
sammlung ergänzende Bestimmungen zum Reichsausgleich- 


gesetz zu unterlassen. 
** * 


Diese kurze Uebersicht über den Inhalt und die 
Probleme des Reichsausgleichgesetzes zeigt, ein wie 
wichtiger Teil der Liquidation der Kriegswirtschaft auf 
der Grundlage des Friedensvertrages hier in Angriff 
genommen wird. Man mag über die Sachverständigkeit 
des politischen Parlamenis für diese wirtschaftlichen 
Probleme noch so skeptisch urteilen, solange die Ver- 
lassung eine aus der Wirtschaft selbst herausgewachsene 
Kammer nicht kennt, ist die Nationalversammlung allein 
Verantwortlich für die entgiltige Form des Gesetzes. 
Wenn der unbilligen Zumutung ein derartiges Gesetz ohne 
gründliche Beratung anzunehmen kein Widerstand geleistet 
wird, dann wird in dem demokratisierten Deutschland die 
Gesetzgebung im höchsten Masse bürokratisiert. Das 
Schwergewicht liegt dann ausschliesslich bei den Beamten 
der Ministerien, die den Gesetzentwurf ausarbeiten. Das 
Parlament wird aus Zeitmangel oder aus Mangel an Sach- 
kunde zu einer Genehmigungsmaschine, deren Ansehen 
durch die Unzulänglichkeit der so erfolgten gesetz- 
geberischen Massenproduktion ständig weiler sinken muss. 
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Börse und Geldmarkt. 


Die Börse ist zum regelmässigen Verkehr zurückge- 
kehrt. Die börsenfreien Tage, die ausschliesslich mit 
Rücksicht auf die technische Ueberlastung der Gross- 
banken, aber im Widerspruch zum Zweck der Börse ein 
möglichst ständiger Markt für Wertpapiere zu sein, ein- 
geführt waren, scheinen glücklich der Vergangenheit an- 
zugehörcn. Das Bild der Börse in den Tagen vor und 
nach Ostern war in vieler Beziehung bemerkenswert. 
Während die Kurssteigerungen der letzten Monate stets 
im umgekehrten Verhältnis zu der Verschlechterung der 
deutschen Valuta standen, hat die Besserung der Valuta 
in den letzten Wochen einen Druck auf die Kurse der 
Aktien nicht ausgeübt. Die -Valutabesserung — am 
6. April wurden 100 % in Zürich mit 8,15 Fr., in 
Holland mit 4,15 Gulden notiert, — ist prozentual nach 
dem vorhergehenden Tiefstande eine recht erhebliche, 
Absolut gibt — das darf man nicht verkennen — auch 
der Stand von 4,15 Gulden gegenüber einer Friedens- 
parität von 60 Gulden immer noch keinen Anlass zum 
Jubel. Wenn die Börse in ihren Aktienkursen durch die 
Aufwärtsbewegung der Mark nicht erschüttert worden 
ist, so können dabei verschiedene Gründe wirksam ge- 
wesen sein. 

Erstens besteht sicherlich bei einem grossen Teil des 
Effekten kaufenden oder mit Effekten spekulierenden 
Publikums ein begreifliches Misstrauen in die 
Ständigkeit der Aufwärtsbewegung des Mark- 
kurses. Der Reichsbankausweis vom 23. März zeigt ein 
erneutes Anschwellen der papiernen Umlaufsmittel in 
Deutschland um mehr als eine Milliarde . Die deutsche 
Produktion ist in den letzten Märzwochen durch den 
Kapp-Putsch und seine Folgeerscheinungen von neuem 
gelähmt worden. Diese Lähmung muss auch auf die 
Ausfuhr zurückwirken, während andererseits gerade für 
die nächsten Monate ein grosser Einfuhrbedarf zur Er- 
gänzung unserer nicht ausreichenden Lebensmittelversorgung 
bestehen wird. Entsprechend der ständig steigenden 
Inflation — diese Inflation wird, wenn die neue Be- 
soldungsordnung für die Beamten in Kraft tritt und wenn 
entsprechend auch die Löhne und Gehälter in Industrie 
und Handel einen neuen Ruck nach oben erfahren werden, 
vermutlich noch weiter wachsen — steigt das inländische 
Preisniveau dauernd weiter und es gibt bereits Gewerbe, 
in denen der Stand der Produktionskosten ein so köher 
ist, dass trotz der Ausfuhrprämie, die der Valutastand in 
sich birgt, die Ausfuhr auf Schwierigkeiten stösst. Alle 
diese Gründe sind nicht dazu angetan, den Glauben an 
eine Dauer der Valutabesserung zu stärken. Besonders 
dann nicht, wenn man berücksichtigt, dass auf der anderen 
Seite die grossen Hoffoungen auf Anleihen des Auslandes 
doch immer noch in der Luft schweben und dass diese 
Hoffnungen nicht gerade gefestigt werden können duıch 
die politischen Komplikationen, die in der Besetzung von 
Frankfurt, Darnistadt und Hanau durch die Franzosen 
ihren weithin sichtbaren Ausdruck finden. 

Aber abgesehen von diesem Misstrauen in die Ständig- 
keit der Valutabesserung darf man bei der Beurtei- 
lung der Börsenlage nicht übersehen, dass heute die 
Kursbildung auch wesentlich von der Stellung der aus- 
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Plutus-Merklalel. 


Man notiere auf seinem Kalender vor:“) 


Reichsbankausweis. — G.-V.: Braun- 
schweigische Maschinenbau-Anetalt. 
Ironage-Bericht, — Bankausweise London, 

Paris. — G. -V. Gussstahlwerk Witten. 


| @.-V.: Falkensteiner Gardinen - Weberei 
und Bleicherei, Westfälische Eisen- und 
Drahtwerke A.-G., Maschinenfabrik und 
Mühlenbauanstalt G. Luther, Düssel- 
dorfer Eisenbahnbedarf C. Weyer. — 
Schluss des Bezugsrechts Aktien Che- 
mische Fabrik Heyden. 


Bankausweis New-York, — -., Fuchs 
|| Waggonfabrik Heidelberg, Leipziger 
Werkzeugmaschinenfabrik Pittler, Her- 
mannmühlen Posen. — Schluss des 
Bezugsrechts Aktien Königsberger Zell- 
stofffabrik, Lingel Schuhfabrik. 


G. V.: Ver. Stahlwerke v. d. Zypen- 
Wissener Eisenhütten. — Schluss des 
Bezugsrechts Aktien Nitritfabrik, Be- 
zugsrechts Victoria- Werke Nürnberg. 


G. P.: Capito & Klein, Portland-Cement- 
fabrik Hemmoor, Gebr. Junghans Uhren- 
fabriken. — Schluss des Bezugsrechts 
Aktien Eisenbahn-Verkehrsmittel-A -G. 

Reichsbausweis. — @.-V.! Kaiser-Keller 
A.-G., Chemische Fabrik Milch, Rüme- 
linger und St. Ingberter Hochöfen und 
Stahlwerke. — Schluss des Bezugs- 
rechts Aktien Fabrik landwirtschaftlicher 
Maschinen Zimmermann. 


| Ironage-Bericht. — Bankausweise Londor, 
Paris. — G. -V. Breitenburger Port- 
land-Cementfabrik, Kaliwerke Aschers- 
leben. — Schluss des Bezugsrechts 
AktienMagdeburgerMühlenwerke, Aktien 
Neudener Ziegelwerke, Bezugsrechts 
Aktien Siegen - Solinger Gussstahl- 
Verein. 


Freitag, Schluss des Bezugsrechts Aktien Nieder- 
16. März lausitzer Kohlenwerke. 


Bankausweis New- York. — @.-V.: Ro- 
| stocker Strassenbahn, Sächsische Wag- 
gonfabrik Werdau. — Diamanten-Regie 
des südwestafrikanischen Schutzgebiets, 
| Ver. Ultramarinfabriken Leverkus. — 
Schluss des Bezugsrechts Aktien Schle- 
sische Textilwerke Methner & Frahne. 


G. - V.: Bonner Bergwerks- und Hütten- 

verein. — Schluss des Bezugsrechts 
Kammgarnspinnerei Bietigheim, Bezugs- 
rechts Nürnberger Hercules - Werke, 
Bezugsrechts Rheinisch - Westfälische 
Kalkwerke Dornap. 

@.- V.: Danziger Privatactien-Bank, Rüt- 
gerswerke, Concordia chemische Fabrik 
Leopoldshall, Stettin-Bredower Port- 
land - Cementfabrik, Höttger - Waldt- 
hausen A.-G. 


Mittwoch, 
7. April 
Donnerstag, 
8. April 


Freitag, 
9. April | 


Sonnabend, | 
10. April 


Montag, 
12. April 


Dienstag, 
13. April 


Mittwoch, 
14. April 


Donnerstag, 
15. April 


Sonnabend, | 
17. April || 


Montag, 
19. April 


Dienstag, 
20. April | 


N) Die Merktafel gibt dem Wertpapierbesitzer über alle für ih 
wichtigen Ereignisse der kommenden Woche Aufschluss, u. a. über 
Generalversammlungen, Ablauf von Bezugsrechten, Markttage, 
Liquidationstage und Losziehungen. Ferner finden die Interessenten 
darin alles verzeichnet, worauf sie an den betreffenden Tagen in 
den Zeitungen achten müssen. In Kursiv-Schrift sind diejenigen 
Tireigniese gesetzt, die sich auf den Tag genau nicht bestimmen 
assen. 


Ausserdem zu achten: 
Abschlüsse und Bilanzen der Banken. 

Verlosungen: 
8.April: 2%, Brüsseler Maritime 100 Fr. 
(1897). 10. April: 2½ % Antwerpener 
100 Fr. (1887), 2%, Genter 100 Fr. 
(1896), 3%, Pariser 400 Fr. (1871). 
11. April: 3%, Credit foncier de France 
Pfandbr. (1903). 14. April: 3% 
Griechische Nationalbank 400 Fr. (1880). 
15. April: 3% Crédit foncier Egyptien 
Obl. (1886, 1903, 1911), Freiburger 
15 Fr. (1902), Holländische 15 Gl. 
(1904). 20. April: Congo 100 Fr. 
(1888), 2% Lütticher 100 Fr. (1897), 
3% Pariser 400 Fr. (1871, 1910). 


ländischen Besitzer deutscher Aktien abhängt. Diese 
ausländischen Besitzer haben nun gar keine Veranlassung, 
auf Grund einer kleinen Valutabesserung die deutschen 
Wertpapiere auf den Markt zu werfen, denn während der 
Verkauf der Markaktien dem Ausländer heute infolge des 
gebesserten Kurses der Mark bei gleichem Aktienkurse 
einen kleinen Kapitalgewinn bringen würde, steigt beim 
Behalten der billig eingekauften Markaktien und bei Fort- 
dauer der Steigerung des Markkurses die Rente des aus- 
ländischen Aktienbesitzers bei gleichbleibenden Dividenden 
entsprechend der Steigerung der Mark. Für den grossen 
Teil des deutschen Aktienbesitzes, der sich heute bereits 
in ausländischen Händen befindet, ist also ein unmittel- 
barer Anreiz zum Verkauf durch die Valutabesserung 
garnicht gegeben. Für die inländischen Aktienbesitzer 
andererseits bleibt die Tatsache bestehen, dass sie die 
Anlage in Effekten, d. h. indirekt in Sachwerten, bei der 
ständigen inneren Entwertung unseres Geldes anderen 
Kapitalanlagen vorziehen. 

Der scheinbare Widerspruch zwischen der Bewegung 
der Aktienkurse und der Valutabewegung wird begreiflich, 
wenn man diese Zusammenhänge erwägt. Abgesehen 
davon ist aber nicht zu leugnen, dass die Börse und ins- 
besondere ihre spekulativen Mitläufer in den weitesten 
Bevölkerungsschichten, ermutigt durch die mühelosen 
Kursgewinne der letzten Monate, zu einem Optimismus 
neigen, dessen sachliche Begründung auf schwachen Füssen 
steht. Ein charakteristisches Beispiel dafür bietet die 
Kurssteigerung der Aktien der Hamburg -Amerika- 
Linie, Diese Aktien sind an der Börse vom 6. April 
um rund 40% auf den für ein Unternehmen, das jahre- 
lang keine Dividende ausschütten konnte, immerhin ausser- 
gewöhnlichen Kursstand von 225%, gestiegen. Die Ur- 
sache für diese Steigerung waren die Nachrichten von 
der Reise zweier Hapag-Direktoren nach Amerika. Diese 
Hapag-Direktoren sollen dort Verhandlungen führen über 
ein Projekt, durch das die Anlagen und Verbindungen 
der Hapag in den Dienst der amerikanischen Schiffahrt 
gestellt werden sollen, resp. durch das eine Verbindung 
zwischen der Hapag und amerikanischen Reedereien für 
die Zukunft hergestellt werden soll. Die Verwirklichung 
dieses Projektes wäre wahrscheinlich nicht nur für die 
Hapag, sondern darüber hinaus für die deutsche Volks- 
wirtschaft ausserordentlich nützlich und wünschenswert. 
Aber man darf doch nicht verkennen, dass die Position 
der deutschen Gesellschaft bei diesen Verhandlungen nicht 


gerade übermässig stark ist und dass auch wenn das 
Projekt verwirklicht wird, es doch immer noch recht 
zweifelhaft bleibt, ob in der nächsten Zeit für die Hapag 
solche Gewinne daraus erwachsen werden, dass sie den 
jetzt erreichten Kursstand rechtfertigen können. Die 
Relation zwischen Aktienkurs und Rente hat sich 
aber die Kalkulation der Börse überhaupt abgewöhnt. Die 
Ausschaltung dieser Berechnung ist ein Sympton für die 
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ruhenden Wirtschaft. Dieses Sympton spricht dafür, dass 
das Kursgebäude der Börse, ebenso wie das Gebäude 
unserer Gesamtwirtschaft ein Koloss ist, der auf tönernen 
Füssen ruht. Gelingt es nicht, durch einen organischen 
Aufbau der Wirtschaft diesem aufgeblähten Koloss all- 
mählich sichere Fundamente zu schaffen, so wird das 
stattliche Papiergebäude eines Tages in sich zusammen- 
brechen, ausserhalb der Börse, wie an der Börse, 


Unsolidität unserer ganzen heute auf Scheingewinnen be- Justus. 

Warenmarktpreise im März 1920. 

EEC gi 23. | 

Weizen New York (Winter hard Nr. 2) 2371/3 2371/3 2371), 237 | 2371), | cts. per bushel 
biens a 146% | 151 1524; 160¼ 1591) cts. per bushel 
Kupfer, standard London 119% 111 ¼8 167½ 107% 107/ E per ton 
Kupfer, electrolyt London . 128 121 118 ½ 117 117 E per ton 
Zinn London er 411 3861/4 3713), 345½ 348 / E per ton 
Zink London 61 321, 54 Fr i 511/3 | -£ per ton 
Blei London 525 51% 46 44 44 E per ton 
Aluminium London 165 165 165 165 165 E per ton 
Quecksilber London 24% 243], 24% 24% 267 Æ per Flasche 
Weissblech London 72 T — 80 80 ch d per ton 
Silber London aTe 84 775 677), 75 7— 71 | d per Unze 
Baumwolle loco New Vork 40,50 40,75 41,00 43,25 41,75 cts. per Pfd. 
Baumwolle loco Liverpool . 26,84 26,52 25,69 26,55 26,35 d per Pfd. 
Schmalz Chicagos 21,221/, 21,471), 21,65 22,50 20,40 | Doll. per 100 Pid. 
Kaffee Nr. 1 New York Š 14/8 15 E26 151/, 16 cis. per Pfd. 
Petroleum stand white New York | Zaun 231), 2307 Daun 231), cts. per Gallone 
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Kommentar zur Vermögens- und Mehreinkommen- 
steuer 1919. Von Ludwig Buck, Regierungsrat 
in Düsseldorf und Dr. Rudolf Lucas, Rechtsanwalt 
in Düsseldorf. Erster Teil: Vermögenszuwachs und 
Mehreinkommen-(Mehrgewinn-)steuer. Berlin und Leipzig 
1920. Vereinigung wissenschaftlicher Verleger Walter 
de Gruyter & Co. Preis geheftet M 17,—, gebunden 
M 20.—. 

Beiträge zu den Problemen der Zeit. Heft 16. Die 
Stellung der Frau in der Kommunistengemeinde. Tat- 
sachen und Beispiele. Von Dr. B. Schidlof. Berlin 
1920. Verlag der Kulturliga G. m. b. H. Preis e% 0,80. 


Der Betriebsrat. Wegweiser durch das Betriebsräte- 
gesetz. Von Friedr. Kleeis, Arbeitersekretär in 
Halle a. S. Berlin 1920. Zentral-Verlag G. m. b. H. 
Preis A 1.—. 

Zweck und Entstehung des Gesetzes. — Wo müssen 
Betriebsräte bestehen ? — Die Betriebsobmänner für Klein- 
betriebe. — Wer ist Arbeiter, wer Angestellter? — Wer 
ist Arbeitgeber? — Umfang und Zusammensetzung des 
Betriebsrates. — Arbeiterräte und Angestelltenräte. — 
Gesamtbetriebsrat und gemeinsamer Betriebsrat. — Be- 
triebsversammlung. — Wegfall des Betriebsrates bei ander- 
weitiger Vertretung der Arbeitnehmer. — Mitwirkung der 
Beamtenräte. — Das Wahlverfahren. — Wer ist wahl- 
berechtigt und wählbar? — Betriebsratsobmänner und 
Betriebsausschuss. — Die Aufgaben des Betriebsrates. — 
Besondere Aufgaben des Arbeiter- und Angestellten- 


rates. — Die Richtlinien über die Einstellung von Arbeit- 
nehmern. — Entlassung von Arbeitnehmern. 


Die Kohlenwirtschaftsgesetzgebung des Deutschen 
Reichs. Ein Kommentar zum Kohlenwirtschaftsgesetz 
vom 23. März 1919 und seine Ausführungsbestimmungen. 
Von Dr. Siegfried Moses, Rechtsanwalt beim Kammer- 
gericht. Hannover 1920. Helwinsche Verlagsbuchhand- 
lung. Preis S, 8.—. 

Einleitung. — Das Sozialisierungsgesetz vom 23. März 
1919. — Das Gesetz über die Regelung der Kohlenwirt- 
schaft vom 23. März 1919. — Die Ausführungsbestimmungen 
zum Gesetz über die Regelung der Kohlenwirtschaft vom 
21. August 1919. — Die Bekanntmachung über das In- 
Erafttreten der Ausführungsbestimmungen zum Gesetz über 
die Regelung der Kohlenwirtschaft vom 21. August 1919, — 
Die Bekanntmachung über Einfuhr ausländischer Kohle 
auf dem Wasserwege und ihre Verteilung vom 8. Sep- 
tember 1919. — Kriegs- und Uebergangsverordnungen 
über Regelung des Verkehrs mit Kohle-Schlagwörter- 
verzeichnis. 


Buchführung, Kalkulation und Steuerberechnung 
für Kaufleute, Fabrikanten und andere Gewerbe- 
treibende. Von Hugo Meyerheim. Berlin 1920. 
Handelspraktischer Verlag. Preis #4 5,—. 

Allgemeines — Die Buchungen — Die Kalkulation — 

Die Steuerberechnung — Die wichtigsten Bestimmungen 

über Buchführung — Anhang. 


Verantwortlich für den redaktionellen Teil G. Friedmann- Charlottenburg. 


Anzeigen des Plutus. 
Eisenhüttenwerk Thale, Aktien-Gesellschaft 


Vermigen. Bilanz am 31. Dezember 1919. Schulden. 
M. N > M. |Pf t ZA M. Pi H. PPT 

Grundstücke und Gebäude: 

Bestand am 1. Januar 1919. . [1614 797 |—| Aktien-Kapital . . . 2... 7 500 C00 — 

Kupan ine LO Omen er ee 15 627 80) 4½ % Teilschuldverschreibungen 2 543 000 — 
1 630 424 |80 Ausgel., noch ht Teil- 

e Drang ee T 131, 

Maschinen und Motore: 1314 9205002100 R; 5 122 50 
Bestand am 1. Januar 1919. . uS Gesetzl. Reservefonds . . . - 1 853738 — 
Zugang in 1917 Aer dg nn = Besonderer Reservefonds . . . 1 000 000 |— 
Abschreibung. 161 044 38 au. 1 Delkredere 4 =. Ehi e 

Gerkte: . Rückstellg. für Talons Sue 96 880 | — 
Bestand am 1. Januar 1919 ice Rückstellg. f. Arbeiterwohnstätten.. 1.000 000 — 
nn i e 65 006 21 Rückständige Löhne 583 854 30 

65 00721 Gläubig. einschl. Wees erh 8 288 24863 
Abschreibung .T . 5500421 EF . 4025 709 72 12 384.958 35 

Kasse... 47 174 |31 Noch nicht erhobene Teilschuld- 

Wechsel: A verschreibungszinsen 53 4370 
Bestand abzüglich Diskont 159 153 |07 f Noch nicht erhobene Dividenden . 21 157 — 

Wertpapiere: Avale Aer a dee 
Bestand einschl. nom. M. 883 000 re 4288 010 133 

eigene Teilschuldverschreibg. . 8597 0% een 

Schuldner: 

Bankguthaben 7 114 001 |03 
Schuldner in laufender Rechnung 8 927 530 [55 16 041 53158 
VV ee BE 
Bestände: 
Rohmaterialien, Paber dik | 
Fertigfabrikate usw. . . 5 584 492 |65 > 
31 730 157 |98 131 730 157 |98 
Soll. Gewinn- und Verlust-Rechnung am 31. Dezember 1919. Haben. 

— „ M. PI M. Pf Pf Pf 

Verzinsg. d. Teilschuld verschreib. | 117 045 |-— | Gewinn-Vortrag aus 1918 24 128 91 

Kursverlust auf Wertpapiere $ 2 205 56138 Ueberschuss vom Zinsenkonto . 791 648 89 

Abschreib. auf Grundst. u. Gebäude 430 424 |80 Ueberschuss v. d. Botriebskonten 

Abschreib. auf Maschinen u. Motore 161 044 |38 nach Abzug sämtl. Unkosten. . 6 451 314 30 

Abschreib. auf Geräte 65 006 21 656 475 39 

ür r. dr 4 288 010 33 | | 

7 267 092 | 10 7 267 092 |10 
Thale a./Harz, den 31. Dezember 1919. Eisenhüttenwerk Thale, een 
(2070) Der Vorstand. Brennecke. Cramer, 


Wir haben vorstehende Bilanz nebst Gewinn- und Verlust-Rechnung per 31. Dezember 1919 geprüft und bestätigen ihre 
Uebereinstimmung mit den von uns ebenfalls geprüften ordnungsgemäss geführten Büchern der Gesellschaft. 


Berlin, den 6. März 1920. Deutsche Treuhand- Gesellschaft. 
Bodinus. Horschig. 
—— — —— Er a e le 
Berliner Mandels- Gesellschaft. I Gewinn- und Verlust-Rechnung vom 31. Dezember 1919. 
Bilanz vom 31. Dezember 1919. en Be a 
— One —— nn Soll. M. pf 
Soll. M. pf Verwaltungskosten . . 22 2.2.2.2... .| 10134 27698 
Kasse. .. .. 15 067 79653 | Steuern 22 8s 
Schwebende Wertpapiorabrechnungen 410 586 595033 Pensionskassen-Beiträge FE EZ =: 334 52220 
et 4538 624 375194 | Reingewinn . . 2 2 0. 20128 0731 
Verzinsl. Schatzanweis, d. Reichs u. `a. Bundesstaat. 36 731 033/70 33 325 994!99 
pee... 235 r X ENN M a AR 
Konsortialbestände . „ J 4 886 44% ] Vortag aus 1918 ne 38730 
J Banken und Baukfirmen ll Zinsen einschl. d. Erträgnisse a. Devisen u. Sorten 21 030 941157 
ieee [88 P 8 421 661183 
JJ en ee a Te 
Bankgebäude 8750 000 — 33 325 99492 
1186763519|54 Berliner Handels-Gesellschaft. 
Haben. M. pf Fürstenberg. Sintenis. Jeidels. [2081 
Kommandit- Kapital! 110 0000001 — Bieber. H. Fürstenberg. 
Pigs... dee ee 
FI ee |, 590980720193 2 
Gläubiger. . . —*. 461 604 292170 ou 5 adv ankaeschaft 
Rückständige Gewinnan! eile a EaR 272 425) — ? ? 
Talonsteuer - Rücklage ARNEE E = 
Gewinn- und Vorlust- Rechnung Bonn d. Rhein, Bahnhofstrasse. 3: 
Reingewinn 4280412807821 An- und Verkauf von Wertpapieren, Kuxen und 
118676351954 Obligationen des Kohlen-, Kali- und Erzmarktes. [5601] 


Deutsche Nationalbank Kommanditgesellschaft auf Aktien 


Aktiva. Bilanz per 31. Dezember 1919. Passiva. 
M. Pf M. PI HT zur BEE f Pr M. pf 
Kasse, sowie Guthaben bei Noten- | Aktienkapital 42 000 000— 
und Abrechnungs-Banken 44 133 005/24 Reserven . 
Wechsel und unverzinsliche Schatz- a) Reservefonds M. 5000000,—- 5 000 00 — 
anweisungen | b) Spez.-Res.-F. „ 1200000,— } 1200 000)—] 6 200 000— 
a) Wechsel und unverzinsliche Diesj. Zuweisung „ BU00OW,— 
Schatzanweisungen des Reichs Best. am I. Jan. 1920 M. 6700000, — = 
und der Bundesstaaten 70 123 718139 Beamten-Unterstützungsfonds . 150 — 
b) eigene Akzepte . — — Kreditoren 
€) eigene Ziehungen . 187 21560 a) Nostroverpflichtungen 2644578085 i 
d) Solawechsel der Kunden an b) seitens der Kundschaft bei H 
die Order der Bank 32 734.20] 70 343 668019 Dritten benutzte Kredite . 1 528 295110 
Nostroguthaben bei Banken und gr c) Guthaben deutscher Banken 
Baukfirmen . . 2 22.0. 107 802 975185 und Bankfirmen . . . 25 461 431|64 
Reports und Lombards gegen d) Einlagen auf provisionsfreier 
börsengängige Wertpapiere. 98 185 485133 Rechnung 
orschüsse auf Waren und Waren- 1. innerhalb 
Verschiffungen .» 34 876 068046 Tag. fällig M. 83074 786,17 
davon am Bilanztage gedeckt: 2. ass 
a) durch Waren, Fracht- oder bis zu 3 Mo- 3 
p) Kagerscheine M. 29820653,06 e 2919002304 
d 8 8 end = 
urch 0 A naten fällig , 77082486,99 |198953906|20 | 
Eigene Wertpapiere e) eo ae | 
N — innerha a | 
a) Anleihen und verzinsliche | 7 Tag. fällig M.53650484,51 i 
Schatzanweisungen des Reichs iin | I 
N und der Bundesstaaten 7 702 67552 D e E- | | 
) sonstige bei der Reichsbank naten fällig . 100 702 487,74 | 
u. anderen Zentralnotenbanken 3. nach 3 Mo- | 
beleihbare Wertpapiere. . | 1401 089160 naten fällig „ 32168676,98 [180521649 230418 109 861/02 
€) sonst. börsengäng. Wertpapiere | 6 828 56955 — — 
d) sonstige Wertpapiere 853 03 140 16 785 366107 | Akzepte und Schecks | 
Konsortial-Beteili — 1 51610 a) Ak zepte 28631 1460 
8 7 11 e 1 b) noch nicht eingelöste Schecks | 32181317] 3 152 960007 
ınde Beteiligungen 2 8 al en 
a) bei and. Banken u. Bankfirmen 986 511075 Aal und . 
5 f pflichtungen M. 38 249 642, — 
) bei anderen Unternehmungen | 2 584 954/33] 3 571 46608 Eig. Ziehungen M. 187 215,60 | 
Debitoren in laufender Rechnung: davon für Rechnung Dritter j 
a) gedeckte T ae . 154 568 075144 eTa | 
b) ungedeckte . wenn 36 442 983/610 91 011 059105 Weitergegebene Solawechsel | 
Aval- u. Bürgschaftsdebitoren der Kunden an die Order | 
M. 38 249 642, — der Bank M. —.—. | 
Bankgebä Sonstige Passiva À 
E 7 412 9220 £ ap 
Bisherige Abschreibungen . | 1612 922 300 5 800 000|— Unerhobene Dividenden . 22 365.— 
Sonstige Akti — — Uebergangsposten d. Zentrale 
Be HE u. d. Filialen untereinander 2 164 191/68] 2 186 556168 
Mobilien und Stahlkammer- B . 2 | 
einrichtungen . 4 35.— | Reingewinn | 5 257 267/60 
174 050 5457 474 056 645037 
Ausgaben. Gewinn- und Verlust-Rechnung per 31. Dezember 1919. Einnahmen. 
— —— a —— — — —— — — R— 
r 7 i M. Pt - M. Pf 
Allgemeine Unkosten . W203 | Vortrag g hE 249 945157 
ehälter ; 3 488 497/31 | Zinsen, abzüglich der gezahlten 6 869 525161 
eee, af ve RE 1 565 42526 | Provisionen, abzüglich der gezahlten 3 677 121/87 
Abschreibungen auf Mobilien . 91 27150 | Gewinn auf fremde Wechsel, Coupons, Sorten 625 872/22 
Die, „ Bankgebäude 206 177/02 | Gewinn auf Wertpapiere und Konsortialbe- 
eingewinn e 5 257 26760 teilgün gen 765 317101 
Mieteinnahmen 133 163084 


Die auf 8 % festgesetzte Dividende gelangt vom 25. d. 


12 320 54012 


12 320 946112 


Mts. ab an den Kassen unserer Gesellschaft, sowie in Berlin 


bei der Bank für Handel und Industrie und ihren sämtlichen Niederlassungen, bei der Berliner Handelsgesellschaft, 
ei dem Bankhause S. Bleichröder, bei der Deutschen Bank und ihren sämtlichen Niederlassungen, bei der Nationalbank 
r Deutschland, in Hamburg bei den Herren H. M. Warburg R Co. zur Auszahlung. 2071 
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Berliner Handels- Gesellschaft 
Geschäftsbericht für 1919. 


Bericht der Geschäftsinhaber. 


Wir schlagen vor, tür das Geschäftsjahr 1919 zehn vom 
Hundert als Gewinnanteil anf das Kapital von M. 110 000 000 
auszuschütten. 

1. Kkommandit-Kapital und Rücklagen. 
Das Kommandit-Kapital md die Rücklagen haben am 


31. Dezember 1919 betragen 
Kommandit-Kapital 8 M. 110 000 000.— 
Rücklagen ` E 34 500 000.— 
M. 144 500 000.— 


Die im Berichtsjahr exzielten Gewinne stellten sich auf 
M. 29 452 603.40 (i. V. M. 17 604 329.23) und nach Abzug 
der aus der Jahresrechnung ersichtlichen Unkosten, Pensions- 
kassenbeiträgen und Steuern von M. 13 197 921.01 (i. V 
M. 5 763 572.43) auf M. 16 254 682.39 (i. V. M. 11 840 756.80). 
Einschliesslich des Vortrags von M. 3 873 391.52 bleibt ein 


bilanzmässiger Reingewinn von M. 20 128 073.91 (i. V. 
M. 14 528 952.73) verfügbar. 
Wir beantragen, ihn wie folgt zu verteilen: 
10%, Gewinnanteil auf das Kommandit- 
Kapital von M. 110 000 000 . M. 11 000 000.— 
Gewinnanteil: 
des Verwaltungsrats 9 ð 635 269.06 
der Geschäftsinhaber „ 1535 233.54 
der Prokuristen und Angestellten „ 1817 315.— 
Gewinnvortrag auf neue Rechnung. . » 5 140 256.31 


M. 20 128 073.91 
2. Wechsel- und Tinsen- Konto. 

Der Bestand des Wechsel-Kontos betrug 
am 1. Januar 1919. M. 151 121 843.50 
Zugang auf Wechsel- u. Z8.-Konto 1919 „ 8218 365 255.76 

M. 8 369 487 099.26 

Abgang auf Wechsel- u. Z8.-Konto 1919 „ 7 851 893 664.89 

M. 517593 434.37 

Bestand an Wechseln am 31. Dez. 1919 „ 538 624 375.94 

mithin Gewinn . M. 21 030 941.57 
3. Wertpapier- und Konsortial-Konto, 


Der Bestand des Wertpapier- und Konsortial- 
Kontos einschliesslich der reportierten Wertpapiere betrug 


am J. Januar 1919 M. 134997 711 97 
Zugang 191799. 1521 663 260.98 

M. 1 656 660 972.95 
Abgang 1919 „ 1539 825 354.60 


M. 116835 618.35 
Bestand am 31. Dezember 1919 
an eigenen Wertpapieren .M.62 862 579.05 
Saldo des Konsortial-Kontos „ 43 386 443.97 „ 106 249 023.02 
Restliche M. 10 586 595.33 
betreffen Abrechnungen fiber nach dem 31. Dezember 1919 ab- 
zuliefernde Wertpapiere. 
Von dem Bestand an eigenen Wertpapieren am 31. Dez. 1919 
entfallen auf: 
verzinsliche Sebatzanweis. 
des Reichs u. der Bundes- 
staaten mit Verfall bis 
1. April 1924 M. 32 384 426.10 
mit späterem Verſalltermin „ 4346 607.60 M. 36 731 033. 70 | 


Die übrigen Wertpapiere besteben aus: 

Staatspapicren, Pfand- 

briefen und Schuldver- 

schreib. von Eisenbabnen 

und industriellen Gesell- 

schaften > .M.14 475 843.80 
Eisenbahn-Aktien . 650 811 — 

Bank- u. Industrie-Aktien „ 11 004 890 55 , 26 131 545.35 


M. 62 862 579.05 
4, Dauernde Beteiligungen hei Banken und Bankfirmen. 


Der Bestand an diesen Beteilig. weist mit M. 8 545 423 57 
nur eine geringfügige Veränderung gegenüber dem Vorjahr auf. 


e o a a a a Iaa a aaa Iaa —— — — 


5. Kontokorrent-Konte. 
Das Kontokorrent-Konto schloss am 31. Dezember 1918 ab 
mit einem Habensaldo von Ar M. 122328 180.21 
Zugang LLIS LEI TEN TSF 8 a „ 20 096 435 942.54 
M. 19 974 107 762 33 
Abgang 191999. 220439 860 347 37 
Habensaldo am 31. Derember 1919 . M. 465 752 585.04 


Dieser Saldo setzt sich wie folgt zusammen: 


Schuldner: 

Gedeckte Schuldner . M. 354 016 865.94 

Nostro-Guthaben . . „ 37581 809.34 

Ungedeckte Schuldner. „ 104 253 032.38 M. 495 851 707.66 
Gläubiger: 


mit vereinbarter Verfallzeit M. 423 703 327.71 
ohne vereinbarte Verfallzeit „ 537 900 964 99 „ 961 604 292.70 
Habensaldo wie oben M. 465 752 545.04 
Ende Dezember 1919 betrugen unsere Akzepte und um- 
laufenden Schecks M. 59 198 727.93, wovon M. 44 674 293.37 
gegen Guthaben oder Unterlagen gezogen waren, 
Unsere Avalakzepte und Bürgschaften beliefen sich am 
31. Dezember 1919 auf M. 115 729 606.70. 
6. Bankgebäude. 
Das Konto „Bankgebäude“ hat keine Aeaderung erfahren. 
7. Kassen- und Gesamtumsatz. 
Der Bestand der Hauptkasse betrug am 


1. Januar 1919 8 8 . 16 950 029 20 

Zupang 1919... 82 

M. 13 717 507 821.97 

Abgang 1919 3 „13 705 978 455.15 

Bestand am 31. Dezember 1919 . M. 11 529 366.82 

Hierzu Bestand der Couponkasse . . 2 3 538 429.71 

so dass am 31. Dez. 1919 die Kassenbestände M. 15 067 790.53 
betrugen. 


Der tägliche Umsatz an unserer Haupikasse belief sich 
durchschnittlich auf M. 45 686 000.— gegen M. 31 180 000.— 
im Jabre 1918. 

Der Umsatz an unserer Couponkasse betrug im vergangenen 
Geschäftsjahr M. 178 932 483.84 gegen M. 158 099 387.29 im 
Jahre 1918. 

Die Gesamtumsätze von einer Seite des Hauptbuchs stellten 
sich auf M. 46 233 828 496.26 gegen M. 29 198 120 001.81 
im Vorjahr. 

8. Gewinn- und Verlust-Rechnung. 

Der im abgelaufenen Geschäftsjahr erzielte Gewinn setzt 
sich wie folgt zusammen: 

Zinsertrag nach Abzug der 

gezahlten Zinsen sowie 
Ertrag aus Wechseln, 
Devisen und Sorten. . M. 21 030 941.57 
Provisionen . „ 8 421 661.83 M. 29 452 603.40 


Nach Kürzung der Ver- 
waltungskosten und Steuern. M. 12 863 398.81 
sowie der Pens.-Kassenbeiträge „ 334 522.20 M 13 197 921.01 


M. 16 254 652.34 
verbleiben zuzüglich des Vortrages aus 1918 von „ 3873 391.52 


als Reingew nnn . M. 20 128 073.91 


9. Pensionskassen und Stiftungen. 

Die zu der rechtsfähigen Pensionskasse und der Pensions- 
Zuschusskasse geleisteten Beiträge belaufen sich auf M. 391 942.70. 
Wie bisher werden wir auch für das Jahr 1920 die Zahlung 
der von den Angestellten zu entrichtenden Beiträge übernehmen. 

An Pensionen wurden im Jahre 1919 M. 283 877.10 von der 
Pensions - Zuschusskasse ausgezahlt. Dagegen vereinnahmte 
diese Kasse M. 454 913.92. 

Das Vermögen der beiden Pensionskassen 
31 Dezember 1919 M. 4 002 621.—. 

Die neben den beiden Pensionskassen bestebenden drei 
Stiftungen für unsere Angestellten haben ein Vermögen von 
M. 217 046.85. (2080) 

Berlin, im März 1920. 


Berliner Handels- Gesellschaft. 


Die deschöttsinnaber 
Fürstenberg. Sintenis. Jeldels. Bieber. H. Fürstenberg. 


betrug am 


Veraniwortlien lür diekubrıa . Aus der Geschäftswelt“ und für den Inseratenteil Röse Louis, Neukölln 
Druck on Pasa & Garlieb G. m. b. H., Berlin W. 57, Rülowatrasse #5. 


